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I m Gegensatz zu anderen europäischen 

Ländern konnte sich in der Bundesrepub-

lik Deutschland lange Zeit keine Partei rechts 

des konservativen Spektrums dauerhaft und 

überregional etablieren. Dies ist überraschend, 

da unterschiedliche Einstellungsstudien1 immer 

wieder zeigten, dass rund ein Viertel der deut-

schen Bevölkerung rechtsextreme und rechts-

populistische Positionen befürwortet.2 Seit dem 

Jahr 2014 zeigt sich eine neue Entwicklung: 

Die rechtspopulistische Partei „Alternative für 

Deutschland“ (AfD) ist nunmehr in 13 Landes-

parlamenten, im Europaparlament, in zahlrei-

chen kommunalen Gremien und nach der Wahl 

am 24. September 2017 auch im Deutschen 

Bundestag vertreten. Bei den Landtagswahlen 

2016 wurde sie unter dem Eindruck des ver-

stärkten Zuzuges geflüchteter Menschen nach 

Deutschland mit 24,3% in Sachsen-Anhalt und 

mit 20,8% in Mecklenburg-Vorpommern sogar 

jeweils zweitstärkste Kraft.

Wenngleich sich die Wahlerfolge bei den 

verschiedenen Landtagswahlen in Westdeutsch-

land nicht in gleicher Höhe wiederholten und die 

Zustimmungswerte nach der Schwächung der 

Parteivorsitzenden Frauke Petry auf dem Pro-

grammparteitag zur Bundestagswahl in Köln im 

April 2017 nur noch bei unter 10% liegen, bleibt 

die Partei eine etablierte Kraft im bundesdeut-

schen Parteienspektrum. Es ist daher wichtig, 

ihre ideologischen Hintergründe und Strategien 

zu kennen, um sich damit effektiv und im Sinne 

eines an den Menschenrechten orientierten 

1. 	� Vgl. u.a. die Langzeitunter-

suchungen des Instituts für 

Konflikt- und Gewaltfor-

schung, insbesondere die 

Reihe „Deutsche Zustände“ 

(2001–2011) und die sog. 

„Mitte-Studien“: Oliver De-

cker/Johannes Decker/El-

mar Brähler: Die enthemmte 

Mitte. Autoritäre und rechts-

extreme Einstellungen in 

Deutschland. Leipzig: 2016.

2. 	� Auch die hohe Zustimmung 

zu Thilo Sarrazins „Deutsch-

land schafft sich ab“ von 

2010, seine Lesereise und die 

sich anschließende Debatte 

haben zur Normalisierung 

von Ungleichwertigkeitsvor-

stellungen in der Gesellschaft 

massiv beigetragen.

3. 	� Vgl. Jan-Werner Müller: Was 

ist Populismus? Ein Essay. 

Berlin: 2016. Vgl. auch das 

Interview mit dem Politolo-

gen Tim Spier: „Potential für 

rechtspopulistische Parteien.“ 

In der Mediathek der Bundes-

zentrale für politische Bildung 

(BPB), unter: http://www.

bpb.de/mediathek/182449/

potential-fuer-rechtspopulis-

tische-parteien (Zugriff am 

27.04.2017).

I. 	 Herausforderungen durch 
Rechtspopulismus und Neue 
Rechte

  Rechtspopulismus  

Rechtspopulismus ist eine Form von Politik, die verbreitete autoritäre Vorstellungen sowie (kul-

turell-) rassistische Stereotype nutzt und verstärkt und die auf vier Grundprinzipien beruht:

1. �Konstruktion einer WIR-Identität (der „kleine Mann“ oder „das Volk“) auf Grundlage (kulturell-) 

rassistischer Vorurteile, 

2. �aggressive Abgrenzung gegenüber oben („das Establishment“, „die da oben“) und außen („die 

Muslime“, „die Fremden“), 

3. ��Autoritarismus und der positive Bezug auf Führungsfiguren sowie 

4. �Bewegungspolitik, die Parteien und repräsentative Demokratie lediglich als ein Mittel zur 

Durchsetzung eigener Machtansprüche versteht.3

Feindbilder von Rechtspopulist_innen sind Regierungen, Konzerne, demokratische Parteien 

oder Lobbyverbände (Aggression nach oben) sowie soziale, ethnische oder religiöse Minderheiten 

wie Angehörige muslimischer und jüdischer Gemeinschaften, Asylsuchende und Migrant_innen, 



5

Demokratieverständnisses auseinandersetzen 

zu können – sowohl in Parlamenten als auch im 

öffentlichen Raum und dabei besonders auf kom-

munaler Ebene.

Die AfD als parlamentarischer Arm einer 
neuen Bewegung von rechts
Die vorliegende Handreichung wird sich bei der 

Auseinandersetzung mit rechtspopulistischen 

Parteien auf die AfD konzentrieren, da die Par-

tei zuvor – zumindest regional – aktive und teils 

in kleinem Rahmen erfolgreiche Parteien wie 

etwa Pro NRW/Pro Deutschland, Die Freiheit 

oder auch Die Republikaner verdrängt oder ob-

solet gemacht hat. Dabei nutzen zentrale Prot-

agonist_innen der AfD den Rechtspopulismus 

(siehe Kasten unten) als politische Strategie und 

weisen inhaltlich-programmatisch große Über-

schneidungen mit der hier genutzten Definition 

von „Rechtsextremismus“ (siehe Kasten Seite 7) 

nach Hans-Gerd Jaschke auf.5

So hat sich die AfD im Laufe ihres Bestehens 

immer mehr zum parlamentarischen Arm einer 

neuen rechten Bewegung entwickelt – allen 

Beteuerungen ihrer Gründer_innen um Bernd 

Lucke oder ihrer späteren Führung um Frauke 

Petry zum Trotz. Dieser Neuen Rechten (siehe 

Kasten Seite 6) besonders nahe stehen die „Pat-

riotische Plattform“, die 2014 am Sitz des „Insti-

tuts für Staatspolitik“6 (IfS) gegründet wurde und 

AfD-Mitgliedern offensteht, sowie die parteiin-

terne Gruppierung „Der Flügel“ um die ostdeut-

schen AfD-Landesvorsitzenden Björn Höcke 

(Thüringen), André Poggenburg (Sachsen-An-

halt) und Alexander Gauland (Brandenburg). 

Die von 3.500 Personen aus dem AfD-Spektrum 

unterzeichnete „Erfurter Resolution“7 sowie die 

„Fünf Grundsätze für Deutschland“8 können als 

programmatische Grundlagen einer völkisch-na-

tionalistischen Ausrichtung der AfD9 angesehen 

werden, die sich beim Kölner AfD-Parteitag im 

April 2017 mit klarer Mehrheit durchsetzte und 

aktuell den parteiinternen Diskurs prägt. 

Die außerparlamentarische Bewegung von 

rechts, auf die sich die genannten Parteistra-

teg_innen der AfD stützen, begann in den Jahren 

2012 und 2013 mit von rechtsextremen Partei-

en wie der NPD oder „Der III. Weg“ organisier-

4. 	  �Siehe die Rechtspopulis-

mus-Definition der BPB 

unter: http://www.bpb.de/

politik/extremismus/rechts-

e x t r e m i s m u s / 1 7 3 9 0 8 /

glossar?p=51(Zugriff am 

27.04.2017).

5.  �	� Vgl. die Rechtsextremis-

mus-Definition der BPB 

unter: http://www.bpb.de/

politik/extremismus/rechts-

e x t r e m i s m u s / 1 7 3 9 0 8 /

glossar?p=45 (Zugriff am 

27.04.2017).

6. 	� Nähere Informationen zum 

IfS bietet das Internetpor-

tal „Mut gegen rechte Ge-

walt“ unter: http://www.

mut-gegen-rechte-gewalt.

de/service/lexikon/i/insti-

tut-f-r-staatspolitik (Zugriff 

am 05.05.2017).

7. 	� Siehe „Erfurter Resolution 

– Die Gründungsurkunde 

des Flügels“ unter: http://

www.derfluegel.de/erfur-

ter-resolution/ (Zugriff am 

05.05.2017).

8. 	� Siehe „Fünf Grundsätze für 

Deutschland – Wegweiser 

für eine neue Politik.“ un-

ter: http://www.derfluegel.

de/fuenf-grundsaetze-fu-

er-deutschland/ (Zugriff am 

05.05.2017).

9. 	� Siehe Alexander Häusler u.a.: 

Programmatik, Themenset-

zung und politische Praxis 

der Partei „Alternative für 

Deutschland“. Hrsg.: Hein-

rich-Böll-Stiftung. Ohne Ort: 

2016. Vgl. Andreas Kemper: 

„...Die neurotische Phase 

überwinden, in der wir uns 

seit siebzig Jahren befinden“. 

Zur Differenz von Konser-

vativismus und Faschismus 

am Beispiel der historischen 

Mission Björn Höckes. 

Hrsg.: Rosa-Luxemburg-Stif-

tung Thüringen. Ohne Ort: 

2016, S. 25ff., unter https://

th.rosalux.de/f i leadmin/

ls_thueringen/dokumente/

publikationen/RLS-Heft-

MissionHoecke-Feb16.pdf 

(Zugriff am 21.07.2017); 

Werner Patzelt: Das „Hö-

cke-Gutachten“ – oder: Wie 

erkennt man Rassismus bzw. 

Extremismus? Unter: http://

wjpatzelt.de/?p=731 (Zu-

griff am 21.07.2017) und 

„Die Erfurter Resolution 

– Wortlaut und Erstunter-

zeichner“, unter: http://www.

derfluegel.de/2015/03/14/

die-erfurter-resolution-wort-

laut-und-erstunterzeichner/ 

(Zugriff am 21.07.2017) 

LGBTIQ*, etc. (Aggression nach außen). Soziale Missstände und Kriminalität erklären Rechtspo-

pulist_innen durch (kulturell-) rassistische Stereotype. 

Umgangssprachlich wird der Begriff Rechtspopulismus oft für gemäßigte oder modernisierte 

Formen des Rechtsextremismus gebraucht. Tatsächlich gibt es auf der Grundlage der hier ge

nutzten Rechtsextremismus-Definition4 deutliche Schnittmengen. In der vorliegenden Handrei-

chung soll Rechtspopulismus vor allem eine politische Strategie unterschiedlicher Akteur_innen 

(auch) in der AfD beschreiben. Sie zeichnet sich durch inszenierte Tabubrüche, das Einfordern 

radikaler Problemlösungen und den Hang zu Verschwörungstheorien aus. 

Um sich vom gesellschaftlich geächteten Rechtsextremismus abzugrenzen, betonen Rechts-

populist_innen ihre Verfassungstreue. Jedoch stellen sie in ihrer Agitation Grundwerte wie Men-

schenwürde, Gleichheit, Minderheitenschutz, Diskriminierungsverbot usw. in Frage, und somit 

auch internationale Vertragswerke und Institutionen (bspw. UN-Verträge und Menschenrechts-

konvention oder EU-Verträge) sowie demokratische Institutionen und Prozesse auf nationaler 

Ebene. Darüber hinaus kooperieren sie oft mit rechtsextremen Akteur_innen. 
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ten oder zumindest instrumentalisierten De-

monstrationen, die aber auch von Bürger_innen 

besucht wurden, die nicht der rechtsextremen 

Szene angehörten. Dazu gehörten Demonstrati-

onen wie die unter dem Label „Nein zum Heim“ 

(das später bundesweit verbreitet wurde) in Ber-

lin-Hellersdorf oder in Duisburg unter dem Mot-

to „Kein Asyl in Neumühl“ sowie die so genannten 

Lichterläufe im sächsischen Schneeberg. Diese 

zuerst von rechtsextremen Parteien getragenen 

Mobilisierung wurden bald darauf auch von der 

Neuen Rechten mit den Formaten „Ein Prozent“10 

und „Identitäre Bewegung“11 unterstützt. Spätes-

tens mit den ab Herbst 2014 aufkommenden Pe-

gida-Demonstrationen in Dresden und ihren Ab-

legern im gesamten Bundesgebiet wurden diese 

Proteste zunehmend zu einer sozialen Bewegung 

– auch und vor allem in der Selbstwahrnehmung 

der Beteiligten. Schon früh spielten soziale Netz-

werke für diese Bewegung eine große Rolle.

Parallel zum stärker werdenden Druck dieser 

neuen Strömung nahmen rassistisch motivierte 

Übergriffe und Gewalttaten vor allem auf Ge-

flüchtete, ihre Unterkünfte und die Unterstüt-

zungsstrukturen massiv zu. Im Jahr 2016 zählte 

die Bundesregierung mehr als 3.500 Straftaten 

gegen Geflüchtete, darunter fast tausend Angrif-

fe auf Flüchtlingsunterkünfte mit 169 Gewalt-

delikten wie Brand- und Sprengstoffanschlägen 

oder Schüssen (vgl. Grafik rechts). Diese Entwick-

lungen – zum einen die rassistische Mobilisierung, 

Gewalt gegen geflüchtete Menschen, ihre Unter-

stützer_innen und zunehmend auch gegenüber 

(Kommunal-) Politiker_innen und zum anderen 

das Erstarken rechtspopulistischer Akteur_innen 

wie Pegida und AfD – verstärken sich gegenseitig. 

In diesem Kontext ist auch die Strategie einiger 

Protagonist_innen der Neuen Rechten zu sehen, 

die AfD als parlamentarischen Arm dieser rechts-

populistischen Bewegung zu etablieren.12

  Neue Rechte  

Der Begriff „Neue Rechte“ bezeichnet eine geistige und politische Strömung, deren Ziel 

die intellektuelle Erneuerung des Rechtsextremismus ist. Sie grenzt sich vom historischen 

Nationalsozialismus ab und bezieht sich stattdessen auf elitäre Vordenker der „Konservativen 

Revolution“ wie Ernst Jünger, Arthur Moeller van den Bruck und Carl Schmitt oder auf Wegbereiter 

des Faschismus wie Julius Evola, die während der Weimarer Republik zu den antidemokratischen 

Kräften gehörten.

Methodisch orientiert sich die Neue Rechte auch an Ideen linker Theoretiker_innen, wie etwa 

der Strategie der „kulturellen Hegemonie“ des italienischen Marxisten Antonio Gramsci. Dieser 

Strategie zufolge müssen, bevor Wahlerfolge einer Partei möglich sind, zuerst deren ideologische 

Positionen durch Beeinflussung öffentlicher Debatten in der Gesellschaft verankert werden. Ein 

erster Schritt auf dem Weg dahin wäre das Prägen von Elitendiskursen, z.B. durch publizistische 

Aktivitäten an der Grenze zwischen Konservatismus und Rechtsextremismus. Als wichtigste Me-

dienorgane der Neuen Rechten in Deutschland gelten die Wochenzeitschrift „Junge Freiheit“ 

(JF) und das vom Institut für Staatspolitik (IfS) im Thüringischen Schnellroda herausgegebene 

Magazin „Sezession“.

Etliche Protagonisten der Strömung, wie der JF-Chefredakteur Stein oder die IfS-Gründer 

Karlheinz Weißmann und Götz Kubitschek, stammen aus rechtsextremen Burschenschaften oder 

Studentenverbindungen wie der Deutschen Gildenschaft.

sowie Volker Zastrow: Hö-

ckes Rassentheorie, unter: 

http://www.faz.net/aktuell/

politik/inland/neue-rech-

t e - h o e c ke s - ra s s e n t h e o -

rie-13975575.html (Zugriff 

am 21.07.2017).

10. 	� Die „Ein Prozent Bewegung“ 

will eine Bürgerbewegung 

gegen die „Flüchtlingsinvasi-

on“ sein und sammelt Spen-

den. An ihr sind Akteur_innen 

der „Identitären Bewegung“ 

beteiligt. Unterstützt wird 

die Initiative u.a. vom „Com-

pact“-Herausgeber Jürgen 

Elsässer, dem Magdeburger 

AfD-Landtagsabgeordneten 

Hans-Thomas Tillschneider 

sowie dem Verleger Götz 

Kubitschek. Vgl. dazu den Ar-

tikel „Ein Prozent –  NGO der 

Neuen Rechten“ bei „Netz ge-

gen Nazis“, unter: http://www.

netz-gegen-nazis.de/artikel/

ein-prozent-f%C3%BCr-un-

ser-land-%E2%80%93-ngo-

der-neuen-rechten-11046 

(Zugriff am 05.05.2017).

11. 	� Die „Identitäre Bewegung“ 

ist ein Verbund völkischer, 

aktionsorientierter Gruppen, 

die ethnopluralistische und 

kulturrassistische Konzep-

te vertreten. Sie gehen von 

einer geschlossenen „euro-

päischen Kultur“ aus, deren 

Identität von anderen Kul-

turen bedroht sei, vor allem 

von einer „Islamisierung“. Die 

Politikwissenschaft nennt 

die Bewegung rechtsextrem. 

Siehe dazu die Beschreibung 

der „Identitären“ durch die 

BPB, unter: http://www.

bpb.de/politik/extremismus/

rechtsextremismus/173908/

glossar?p=31; vgl. auch: Kai 

Biermann u.a.: Die Schein-

riesen, unter: http://www.

z e i t . d e /p o l i t i k /d e u t s c h -

land/2017-04/identitae-

re-bewegung-rechtsextre-

mismus-neonazis-mitglieder/

komplettansicht?print (Zugriff 

am 05.05.2017).
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  Rechtsextremismus  

In dieser Handreichung wird ein im Vergleich zu behördlichen Definitionen erweiterter Rechts-

extremismusbegriff verwendet, der sich vor allem auf die politischen Inhalte, vertretenen Stand-

punkte und Aktionsformen bezieht. Dadurch wird deutlich, dass die hier als „Rechtspopulismus“ 

(siehe Definition oben) beschriebene Strategie deutliche Überschneidungen mit rechtsextremen 

Positionen, Haltungen und Handlungen aufweist. 

Mit Hans-Gerd Jaschke beschreibt der Begriff „Rechtsextremismus“ im Folgenden „die 

Gesamtheit von Einstellungen, Verhaltensweisen und Aktionen, organisiert oder nicht, die 

von der rassisch oder ethnisch bedingten sozialen Ungleichheit der Menschen ausgehen, nach 

ethnischer Homogenität von Völkern verlangen und das Gleichheitsgebot der Menschenrechts-

Deklarationen ablehnen, von der Unterordnung des Bürgers unter die Staatsräson ausgehen und 

die den Wertepluralismus einer liberalen Demokratie ablehnen und Demokratisierung rückgängig 

machen wollen. Unter „Rechtsextremismus“ verstehen wir insbesondere Zielsetzungen, 

die den Individualismus aufheben wollen zugunsten einer völkischen, kollektivistischen, 

ethnisch homogenen Gesellschaft in einem starken Nationalstaat und in Verbindung damit 

den Multikulturalismus ablehnen und entschieden bekämpfen. Rechtsextremismus ist eine 

antimodernistische, auf soziale Verwerfungen industriegesellschaftlicher Entwicklung 

reagierende, sich europaweit in Ansätzen zur sozialen Bewegung formierende Protestform.“13

12. 	� Die bisher geltenden Abgren-

zungsbeschlüsse der AfD 

etwa gegenüber Pegida sind 

nach dem Machtgewinn des 

völkisch-nationalistischen 

Parteiflügels um Höcke, 

Gauland und Poggenburg ob-

solet, siehe „AfD und Pegida 

üben Schulterschluss“, unter: 

http://www.mdr.de/sachsen/

dresden/afd-uebt-schulter-

schluss-mit-pegida-100.html 

(Zugriff am 05.05.2017).

13. �Hans-Gerd Jaschke: Rechts-

extremismus und Fremden-

feindlichkeit: Begriffe, Positi-

onen, Praxisfelder. Opladen: 

2001, S. 30.

4. Quartal 
2016

3. Quartal 
2016

2. Quartal 
2016

1. Quartal 
2016

4. Quartal 
2015

3. Quartal 
2015

2. Quartal 
2015

1. Quartal 
2015

472

95

8

139

20

325

59

90

467

76

241

46

164

28

122

19

Straftaten gegen 
Asylunterkünfte

davon 
Gewaltdelikte

Im Jahr 2016  
zählte die Bun-
desregierung 
mehr als 3.500 
Straftaten gegen 
Geflüchtete
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Aufklärung, Auseinandersetzung und 
Selbstverständigung
Die in den letzten Jahren gegen den „klassi-

schen“ Rechtsextremismus von NPD und Neona-

zis entwickelten Konzepte greifen 

beim aktuellen Rechtspopulismus 

oft zu kurz. Sie können nicht ohne 

weiteres auf die AfD und andere 

rechtspopulistische Akteur_innen 

oder auf die Neue Rechte ange-

wandt werden. Ein breiter Kon-

sens der demokratischen Ächtung 

wie gegenüber NPD und Neonazis 

kann jedenfalls gegenüber der aktuellen rassis-

tisch und völkisch-nationalistisch grundierten 

sozialen Bewegung von rechts, deren parlamen-

tarischer Arm die AfD ist, nicht vorausgesetzt 

werden. 

Aus der Diskursanalyse ist bekannt, dass 

sich die von rechtsextremen und rechtspopulisti-

schen Akteur_innen bewusst im öffentlichen Dis-

kurs platzierten Themen und Tabubrüche durch 

ihre Reproduktion in den klassischen Medien so-

wie auf interaktiven virtuellen Plattformen und 

Blogs schleichend verankern.14 Dadurch sind sie 

in der Lage, eine Wirkungsmacht zu entfalten, 

die ihrer tatsächlichen Stärke und Verankerung 

in der Gesellschaft nicht entspricht. Zudem wird 

gezielt mit Desinformation gearbeitet. Bewusst 

gestreute Falschmeldungen, aber auch rechts-

extreme Deutungen und Forderungen, finden 

in kürzester Zeit vielfache Verbreitung – vor al-

lem in den Echokammern von Medien wie dem 

„Compact“-Magazin, dem Blog „Politically Incor-

rect“15, den Publikationen und Kampagnenplatt-

formen des Instituts für Staatspolitik sowie de-

ren Präsenzen bei Facebook und Twitter. Solche 

Falschmeldungen und Deutungen beeinflussen 

gesellschaftliche Diskurse und politische Ent-

scheidungen, ohne auf einer empirisch belegba-

ren Grundlage zu beruhen. Auch die oft emotio-

nal geführten gesellschaftlichen und politischen 

Debatten, wie etwa im Nachgang der Übergriffe 

in der Kölner Silvesternacht 2015, werden von 

rechtspopulistischen und rechtsextremen Ak-

teur_innen aufgegriffen und instrumentalisiert.

Auch die AfD verfolgt dezidiert eine Politik 

der Skandalisierung und Radikalisierung vorhan-

dener gesellschaftlicher Debatten, beispielswei-

se um Zuwanderung oder das Verhältnis zum 

Islam, und nutzt oder verstärkt vorhandene 

Ängste und gesellschaftliche Neiddebatten.  

Das führt zu einer Verschiebung von Grenzen, 

sodass ehemals selbstverständliche Positionen 

zum demokratischen Miteinander, den Men-

schenrechten und dem Schutz von Minderheiten 

zunehmend infrage gestellt werden.

Rechtspopulistisch vorgetragenen Posi-

tionen der AfD ist allerdings weder allein mit 

Skandalisierung beizukommen, noch indem sie 

ignoriert werden. Auch eine dauerhafte Aus-

grenzung scheint nicht zu gelingen. Zudem hat 

sich die Hoffnung, dass sich die Partei selbst ent-

larven möge oder von Kritiker_innen entzaubert 

wird, nicht erfüllt. 

Offensichtlich greift eine Aufklärung über 

die völkisch-nationalistischen, rassistischen oder 

antifeministischen Inhalte der AfD da zu kurz, wo 

sie genau wegen dieser Inhalte gewählt wird.16 

Die eigentliche Aufklärung muss zum einen die 

rechtspopulistischen Strategien und Techniken 

betreffen, durch die solche Inhalte wirksam wer-

den. 

Zum anderen bedarf es einer Selbstverstän-

digung über zwar grundlegende, aber häufig nur 

phrasenhaft verwandte Begriffe wie Demokra-

tie, Partizipation, Engagement, Zivilgesellschaft 

und Solidarität.

14. 	� Vgl. z.B.: Sebastian Seng: 

Normalisierungsmaschine 

Integration. Eine rassis-

muskritische Analyse des 

Integrationsdiskurses. In: 

Ansgar Drücker/Sebastian 

Seng u.a. (Hrsg.): Geflüchte-

te, Flucht und Asyl. Texte zu 

gesellschaftlichen Rahmen-

bedingungen, Flucht- und Le-

bensrealitäten, rassistischen 

Mobilisierungen, Selbstorga-

nisation, Empowerment und 

Jugendarbeit. Düsseldorf: 

2016, S. 24–30. Vgl. auch 

Sebastian Friedrich  (Hrsg.): 

Rassismus in der Leistungs-

gesellschaft. Analysen und 

kritische Perspektiven zu den 

rassistischen Normalisie-

rungsprozessen der „Sarra-

zindebatte“. Münster: 2011.

15. 	� „Politically Incorrect“ (kurz: 

PI oder PI-News) ist ein 2004 

gegründeter islamfeindlicher 

Newsblog, der sich zu einem 

der bedeutendsten deutsch-

sprachigen Internetportale 

entwickelt hat und interna-

tional mit islamfeindlichen, 

rechtsextremen und rechts-

populistischen Personen und 

Organisationen vernetzt 

ist. Siehe die Beschreibung 

der BPB unter: http://www.

bpb.de/politik/extremismus/

rechtsextremismus/173908/

glossar?p=81 (Zugriff am 

05.05.2017).

16. 	  �Vgl. Robert Pausch: Die Partei 

der radikalisierten Mitte, un-

ter: http://www.zeit.de/po-

litik/deutschland/2016-03/

afd-analyse-erfolg-landtags-

wahlen-partei-waehler (Zu-

griff am 05.05.2017).

Rechtspopulis-
tisch vorgetragenen 
Positionen ist weder 
allein mit Skandalisie-
rung beizukommen, 
noch indem sie igno-
riert werden.
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A) Konsequenzen rechtspopulistischer  
Politik benennen
Nicht nur gesellschaftliche Minderheiten sind 

von einem Machtgewinn neurechter Positio-

nen betroffen. Die Umsetzung der aktuellen 

AfD-Programmatik würde mutmaßlich auch die 

Lebensbedingungen der Bevölkerungsmehr-

heit erheblich verschlechtern. So fordern die 

AfD und andere rechtspopulistische Akteur_in-

nen beispielsweise eine entschiedene Renatio-

nalisierung der Außen-, Wirtschafts- und Mili-

tärpolitik.17 Dazu gehören die Schwächung und 

Auflösung internationaler Organisationen wie 

der Europäischen Union und eine militärische 

Aufrüstung. Die Folgen wären vermutlich Ab-

schottung, wirtschaftlicher und kultureller Rück-

schritt sowie eine erhöhte Kriegsgefahr in Euro-

pa und der Welt.

Dem Mythos von der „Partei des kleinen 

Mannes“ oder der „einfachen Leute“ kann die 

harte neoliberale Programmatik der AfD entge-

genhalten werden. Diese ist auf die Förderung 

von Eliten und eine weitere Benachteiligung 

schwächerer Teile der Gesellschaft ausgerich-

tet.18 „Je mehr Wettbewerb und je geringer 

die Staatsquote, desto besser für alle“, heißt es 

etwa im Grundsatzprogramm der AfD.19 Sozial-

politisch setzt die AfD denn auch in erster Linie 

auf die Verantwortung des Einzelnen, für sich 

und seine Angehörigen zu sorgen. Sie will das 

Niveau der Hartz-IV-Bezüge absenken und gibt 

der Privatisierung von Wohnraum den Vorzug 

gegenüber sozialem Wohnungsbau und Milieu-

schutz.20

Die AfD fordert eine Sondergesetzgebung 

gegen Angehörige muslimischer Communities, 

wobei sie symbolhaft Vollverschleierung, Mo-

schee-Minarette und den islamischen Gebetsruf 

aufgreift.21 In diesem Kontext greift sie immer 

wieder die grundgesetzlich garantierte Religi-

onsfreiheit an und richtet sich grundsätzlich ge-

gen eine offene und vielfältige Gesellschaft. In 

ihren Wahlprogrammen für Länderparlamente 

wendet sie sich gegen die Integration von Bür-

gerkriegsflüchtlingen und Asylberechtigten in 

die deutsche Gesellschaft.22 Statt Integration 

will sie eine ethnisch und kulturell gleichförmige 

Gesellschaft und richtet sich damit gegen demo-

kratische Prinzipien wie die Menschenrechte 

sowie den Flüchtlings- und Minderheitenschutz.

Die AfD agitiert gegen die Gleichstellungs-

politik von Frauen und sexuellen Minderhei-

ten.23 Frauen und Menschen mit alternativen 

Lebensentwürfen jenseits der traditionellen bür-

gerlichen Kleinfamilie haben von der AfD eine 

Verschlechterung ihrer sozialen und rechtlichen 

Situation zu erwarten.

Die AfD spricht sich schließlich auch gegen 

den ökologischen Umbau der Gesellschaft, ge-

gen den Klimaschutz und die Energiewende aus. 

II. Argumentieren gegen 
Rechtspopulismus 
Auseinandersetzung mit Parteiprogrammatik  
und Machtanspruch

17. 	� Siehe „Grundsatzprogramm 

der Alternative für Deutsch-

land“, beschlossen auf dem 

Bundesparteitag in Stutt-

gart am 30.04./01.05.2016, 

etwa S. 15–22 (unter „2. 

Europa und Euro“) und 

S. 28–33 (unter „4. Au-

ßen- und Sicherheitspo-

litik“), unter: http://www.

alternativefuer.de/wp-con-

tent/uploads/sites/111/

2 0 1 7 / 0 1 / 2 0 1 6 - 0 6 - 2 7 _

afd-grundsatzprogramm_

web-version.pdf (Zugriff am 

27.04.2017).

18. 	� In ihrem Berliner Wahl-

programm, beschlossen im 

April 2016, sprach sich die 

Partei gegen die Anglei-

chung der Lebensverhält-

nisse und eine „staatliche 

Rundumversorgung“ aus; 

siehe „Wahlprogramm der 

AfD Berlin“, S. 28 (unter 

der Überschrift „Hilfe zur 

Selbsthilfe statt staatlicher 

Rundumversorgung“), unter:  

https://afd.berlin/wp-con-

t e n t /u p l o a d s / 2 0 1 6 / 0 7 /

A f D _ B e r l i n _ W a h l - p r o -

gramm_A5_RZ.pdf (Zugriff 

am 05.05.2017).

19. 	� Siehe Grundsatzprogramm 

der AfD, a.a.O., S.67.

20. 	� Zahlreiche Belege für die 

sozialstaatsfeindliche Pro-

grammatik der AfD finden 

sich in folgender Publikation 

von Katharina Nocun: Wie 

sozial ist die AfD wirklich? 

Eine Expertise zu Positionen 

in der AfD bei der Sozial- und 

Steuerpolitik, unter: https://

www.boell.de/sites/default/

f i les/2016-6-wie-sozial-

ist-die-afd.pdf (Zugriff am 

27.04.2017).

21. 	� Siehe Grundsatzprogramm 

der AfD, a.a.O., S. 48–50 (un-

ter der Überschrift „Kultur, 

Sprache und Identität“).

22. 	� Siehe z.B. das Wahlprogramm 

der AfD Berlin, a.a.O., S. 

18f. (unter der Überschrift 

„Rechtsstaat bewahren. Gel-

tendes Recht durchsetzen …“).

23. 	� Vgl. ebd., S. 8f. (u.a. unter der 

Überschrift „Gender-Main-

streaming abschaffen“).
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Sie leugnet den vom Menschen 

verursachten Klimawandel24 und 

bekundet stattdessen ihre Begeis-

terung für den Autoverkehr sowie 

die Stromgewinnung aus Kohle-

verbrennung und Kernspaltung.25

B) Destruktivität des Rechtspopulismus 
offenlegen
Es ist auch die Form ihrer Politik und ihrer politi-

schen Kommunikation, die Rechtspopulist_innen 

und weite Teile der AfD von der Mehrheit der de-

mokratischen Parteien unterscheidet: Das poli-

tische Agieren der AfD ist nicht konstruktiv und 

nicht auf die Lösung gesellschaftlicher Probleme 

gerichtet. Es zielt im Gegenteil darauf ab, Prob-

leme zu beschwören und zu verschärfen, um sie 

dann politisch und ideologisch verwerten zu kön-

nen.26 

Lösungskonzepte bietet eine rechtspopulis-

tische Partei wie die AfD in der Regel zwar nicht; 

dafür werden mitunter Überlegungen, die be-

reits bei anderen Parteien zu finden sind, ledig-

lich ideologisch angereichert und radikalisiert, 

etwa bei den Forderungen nach verschärften 

Zuwanderungsgesetzen. Parteien wie die AfD 

haben kein politisches Interesse an einer unauf-

geregten, sachlichen Auseinandersetzung. Wird 

aber Kritik an der AfD geübt oder ihr deutlich 

widersprochen, inszeniert sie sich als Opfer der 

„Lügenpresse“, einer „Verschwörung der Eliten“ 

sowie als „alleinige Vertreterin des eigentlichen 

Volkswillens“. 

C) Die Machtkämpfe und Machtinteres­
sen der Rechtspopulist_innen öffentlich 
machen 
Die inneren Konflikte der AfD, die sich zum Teil 

auch in Streitigkeiten um die inhaltliche Ausrich-

tung zeigen, sind in vielen Fällen reine Macht-

kämpfe. Es gibt eine ganze Reihe von AfD-Poli-

tiker_innen, deren Agieren innerhalb der Partei 

den Verdacht nahelegt, dass sie vor allem auf 

Machtgewinn und Machterhalt aus sind.27 Sol-

che Machtkämpfe und AfD-internen Rivalitäten 

sollten in der politischen Auseinandersetzung 

von den Demokrat_innen berücksichtigt und ggf. 

öffentlich gemacht werden.

D) Die Rhetorik der AfD umkehren
Nicht die AfD wird ausgegrenzt, sondern sie 

selbst grenzt sich inhaltlich und formal aus. In-

haltlich grenzt sie sich da aus, wo ihre Positionen 

antidemokratisch, nationalistisch und rassistisch 

sind. Formal grenzt sich die AfD mit ihrer pau-

schalen Rhetorik gegen das „Altparteienkartell“, 

das „Gutmenschentum“, den „Tugend-Terror“, die 

„Lügenpresse“ usw. aus. Wenn die AfD behandelt 

werden will wie andere Parteien, muss sie sich 

glaubwürdig von rechtsextremer und -populis-

tischer Programmatik und Rhetorik sowie dem 

entsprechenden (Spitzen-) Personal trennen. 

Dies würde allerdings eine mittlerweile unwahr-

scheinlich gewordene Wandlung der vielerorts 

von ihrem völkisch-rechtsextremen Flügel domi-

nierten Partei erfordern.

Rechtspopulismus proaktiv wider­
sprechen, statt nur zu reagieren
So notwendig demokratische Reaktionen und 

klare Positionen in der direkten Auseinanderset-

zung mit Rechtspopulismus sind, so wichtig ist es, 

proaktiv zu handeln: (Kunst-) Projekte, Demons-

trationen, Feste, Filmclips, Resolutionen und 

andere partizipative Aktionen können selbst-

gewählte Formen einer inhaltlichen Auseinan-

dersetzung sein. Junge und Ältere, Schauspie-

ler_innen, Filmemacher_innen, Künstler_innen, 

Eventmanager_innen, Gewerkschafter_innen 

und Politiker_innen – um nur einige Akteur_in-

nen zu nennen – können hier mit eigener Exper-

tise und eigenen Ressourcen aktiv werden. Mit 

solchen proaktiven Formen, die einen Bezug 

24. 	� Siehe das Bundestagswahl-

programm der AfD, a.a.O., 

S. 64 (unter der Überschrift 

„Schluss mit der Technolo-

giefeindlichkeit …“): „Das 

Spurengas Kohlenstoffdioxid 

(CO2) ist kein Schadstoff, 

sondern eine unverzichtba-

re Voraussetzung für alles 

Leben. […] Die Aussagen 

des Weltklimarats (IPCC), 

dass Klimaänderungen vor-

wiegend menschengemacht 

seien, sind wissenschaftlich 

nicht gesichert.“

25. 	� Vgl. das Wahlprogramm der 

AfD Berlin, a.a.O., S. 32f.

26. 	� Vgl. dazu das Strategiepapier 

des AfD-Bundesvorstandes 

„AfD – Manifest 2017. Die 

Strategie der AfD für das 

Wahljahr 2017“. Vgl. auch 

den Artikel von Thomas Leif 

und Patrick Gensing: Provo-

kation statt Problemlösung, 

unter: https://www.tages-

schau.de/inland/afd-strate-

giepapier-101.html (Zugriff 

am 05.05.2017).

27. 	� Siehe z.B. Wigbert Löer: 

Einblick in geheime 

Chat-Protokolle der AfD, 

unter: http://www.stern.

d e /p o l i t i k /d e u t s c h l a n d /

whatsapp-gruppe-afd-nord-

rhein-westfalen---demokra-

tie-ist-nur-gut--wenn-sie-ei-

nem-nuetzt--7206824.html 

(Zugriff am 05.05.2017). Vgl. 

auch Christopher Kissmann/

Michael Bock: Streit in der 

AfD eskaliert, unter: http://

www.volksstimme.de/sach-

sen-anhalt/verschwoerer-de-

batte-streit-in-der-afd-eska-

liert (Zugriff am 05.05.2017).

Parteien wie die 
AfD haben kein Inte-
resse an einer unauf-
geregten, sachlichen 
Auseinandersetzung.
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zur Lebenswirklichkeit verschie-

dener gesellschaftlicher Kreise 

herstellen, können auch solche 

Menschen angesprochen werden, 

die über die gängigen Wege der po-

litischen Kommunikation in der 

Regel nicht erreicht werden.

Offensive Solidarisierung 
mit den von Diskriminierung 
Betroffenen 
Rechtspopulistische Positionen 

wie die Forderung nach Verschär-

fung des Asylrechts und der Über-

wachungsgesetze, dem Schieß-

befehl an der Grenze bei illegalem 

Grenzübertritt oder der Kürzung 

von Sozialleistungen richten sich 

direkt gegen bestimmte Personen-

gruppen. Dazu gehören unter ande-

rem Geflüchtete und andere Men-

schen mit Zuwanderungsgeschichte, 

Bezieher_innen von Sozialleistungen, 

Bürger_innen muslimischen und jüdi-

schen Glaubens, Feminist_innen und 

Angehörige sexueller Minderheiten, 

engagierte Demokrat_innen und Lin-

ke. Initiativen, Politiker_innen und auch 

Abgeordnete sollten sich aktiv schützend vor 

diejenigen Menschen stellen, die durch Rechts-

populist_innen angefeindet und von ihrem 

Machtgewinn am meisten bedroht werden. Par-

lamentarier_innen sollten darüber hinaus Orga-

nisationen und Netzwerke für die Auseinander-

setzung mit Rechtspopulismus gewinnen und 

sich mit ihnen vernetzen. Deren Potenzial für 

die Verteidigung demokratischer Grundwerte 

zu aktivieren, verspricht mehr Erfolg als der Ver-

such, argumentativ schwer erreichbare Rechts-

populist_innen überzeugen zu wollen. Es ist 

wichtig, die Perspektive der von Diskriminierung 

Betroffenen zu berücksichtigen und bereits im 

Vorfeld solidarische Reaktionen auf mögliche 

rechtspopulistische Agitation abzustimmen. Po-

tenzielle Bündnispartner_innen sind zum Bei-

spiel jüdische und muslimische Gemeinschaften, 

Migrant_innen-Organisationen, Gewerkschaf-

ten, feministische und LGBTIQ*-Gruppen oder 

Umwelt- und Friedensgruppen.

Multiperspektivisch vorgehen – nicht 
allein auf Konfrontation setzen
Die Strategie der Skandalisierung und die Hal-

tung der Empörung gegenüber der AfD nutzen 

sich schnell ab. Außerdem liefern sie Vorlagen 
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für die Opferinszenierung der AfD. Skandalisie-

rung sollte daher punktuell und mit Bedacht ein-

gesetzt werden. 

Darüber hinaus reicht es nicht, nur auf den 

Nachweis von Inhalten und Positionen der AfD 

zu setzen, die ohnehin schon bekannt sind und 

von dieser auch kaum bestritten werden. Von 

vielen Menschen wird die AfD ja gewählt, ge-

rade weil sich eine Reihe ihrer Vertreter_innen 

nationalistisch und rassistisch äußern. Dies allein 

anzuprangern, wird in der Diskussion mit Sym-

pathisant_innen der AfD kaum überzeugen. Viel-

mehr sollten in der Kritik an der Partei auch ihre 

anti-sozialstaatlichen und anti-ökologischen so-

wie gleichstellungsfeindlichen Einstellungen und 

ihr Bestreben, die Gedenk- und Erinnerungskul-

tur an die nationalsozialistischen Verbrechen zu 

delegitimieren28, herausgearbeitet werden. 

Es reicht nicht, Rechtspopulismus und 

Rechtsextremismus pauschal als problematisch 

zu beschreiben. Vielmehr gilt es, die gesellschaft-

lichen Auswirkungen von nationalistischen, ras-

sistischen, autoritären Positionen und anderen 

Ungleichwertigkeitsvorstellungen, wie sie auch 

von der AfD vertreten werden, zu thematisie-

ren. Dazu gehört zu zeigen, dass Rechtspopu-

list_innen nicht nur keine Lösungen für soziale 

Probleme bereithalten29, sondern im Gegenteil 

auf die populistische Kommunikation derselben 

angewiesen sind: um im Gespräch zu bleiben, um 

über angebliche Ängste in der Bevölkerung Auf-

merksamkeit zu erlangen und natürlich um Wäh-

lerstimmen zu erlangen.30 Die von Rechtspopu-

list_innen verfolgten Konzepte vergrößern eher 

die sozialen, ökonomischen und ökologischen 

Probleme. Hier wäre etwa zu zeigen, warum die 

AfD die Gesellschaft weiter spalten würde oder 

die aktuelle politische, wirtschaftliche und militä-

rische Krisendynamik noch verschärfen würde.

Die eigenen Haltungen glaubhaft  
vertreten
Ungleichwertigkeitsvorstellungen, die Men-

schen aufgrund von Aussehen, Herkunft, Ge-

schlecht, sexueller Orientierung, Alter, Behin-

derung und anderen Merkmalen abwerten, sind 

in der ganzen Gesellschaft verbreitet. Die AfD 

und andere rechtspopulistische Gruppierungen 

sind unter anderem deshalb erfolgreich, weil sie 

an diesen vorhandenen Einstellungen ansetzen 

und sie zuspitzen. 

Weil von solchen Einstellungen auch Demo-

krat_innen nicht frei sind, ist für die Auseinan-

dersetzung mit Rechtspopulismus eine ständi-

ge Reflexion der eigenen und der im jeweiligen 

Umfeld vertretenen Positionen notwendig. Dies 

kann als dauernder Lernprozess gesehen wer-

den. Dabei gilt es, für sich selbst und die eigenen 

Mitstreiter_innen eine menschenrechtsorien-

tierte Haltung zu entwickeln, die sich deutlich 

von den Positionen der Rechtspopulist_innen 

unterscheidet und ihnen entgegensteht.

Zur kritischen Reflexion der eigenen Privi-

legien gehört auch, diejenigen bei ihrem Einsatz 

für gleichberechtigte Teilhabe zu unterstützen, 

die diese Privilegien nicht haben und von Dis-

kriminierung und rechtspopulistischer Politik 

direkt betroffen sind. Selbstreflexion und Soli-

darität sind nicht nur grundlegende Bestandteile 

einer demokratischen Gesellschaft, sie sind auch 

eine entschiedene Alternative zum autoritären 

Politikstil der Rechtspopulist_innen.

Ungleichwertigkeitsvorstellungen, die Men-
schen aufgrund von Aussehen, Herkunft, Ge-
schlecht, sexueller Orientierung, Alter, Behinderung 
und anderen Merkmalen abwerten, sind in der 
ganzen Gesellschaft verbreitet.

28. 	� In ihrem Grundsatzpro-

gramm spricht sich die Par-

tei dafür aus, die „aktuelle 

Verengung“ der deutschen 

Erinnerungskultur auf die 

Verbrechen des Nationalso-

zialismus zugunsten einer 

positiven, identitätsstiften-

den Geschichtsbetrachtung 

„aufzubrechen“. Siehe Grund-

satzprogramm der AfD, a.a.O., 

S. 48 (unter der Überschrift 

„Kultur und Kunst von Ein-

flussnahme der Parteien be-

freien“). Überschneidungen 

zwischen NS-Ideologie und 

AfD-Geschichtsverständnis 

arbeitet auch folgender Text 

von Micha Sturm heraus: 

„Erweiterte Geschichtsbe-

trachtung“ –  Die AfD und ihr 

Geschichtsverständnis. In: 

IDA-NRW (Hrsg.): Überblick 

1/2017. Auseinanderset-

zung mit Rechtspopulismus 

in der historisch-politischen 

Bildungsarbeit, unter: http://

w w w . i d a - n r w . d e / c m s /

upload/Ueberblick/berblick_

web_01_17.pdf (Zugriff am 

05.05.2017).

29. 	� Siehe dazu die bereits oben 

erwähnte Publikation von 

Katharina Nocun: Wie sozial 

ist die AfD wirklich? Unter: 

https://www.boell.de/sites/

default/files/2016-6-wie-so-

zial-ist-die-afd.pdf (abgeru-

fen am 27.04.2017).

30. 	� Im oben schon erwähnten 

Strategiepapier des AfD-Bun-

desvorstands „AfD –  Mani-

fest 2017 “ heißt es dazu: „Es 

ist wichtiger, den Finger in 

die Wunde der Altparteien zu 

legen, als sich in einer Exper-

tendiskussion um Lösungs-

vorschläge zu verheddern. 

Die stete Wiederholung 

dessen, wofür man bereits 

bekannt ist, bringt mehr Er-

folg als immer wieder neues 

zu bringen.“ (S. 9), sowie: „Die 

AfD muss […] ganz bewusst 

und ganz gezielt immer wie-

der politisch inkorrekt sein.“ 

(S. 10).
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Für diskriminierungsfreie Räume sorgen
Gerade in Wahlkampfzeiten wird in der Ausein-

andersetzung mit der AfD und ihren Standpunk-

ten vielfach darüber diskutiert, ob sie zu Podi-

umsdiskussionen u.Ä. eingeladen werden sollen 

oder nicht. Hier gilt es, mit Blick auf von rechts-

populistischer Rhetorik potenziell Betroffene, 

sensibel das Für und Wider abzuwägen. Dassel-

be gilt für den Ausschluss von Veranstaltungen. 

Auch wenn bereits rassistische und diskrimi-

nierende Äußerungen von AfD-Mitgliedern be-

kannt sind, schrecken Veranstalter_innen häu-

fig davor zurück, diese von Veranstaltungen zu 

verweisen. Gegenüber Neonazis ist dies hinge-

gen eine erprobte Praxis. Für AfD-Mitglieder, 

die bereits durch rassistische oder rechtsextre-

me Äußerungen aufgefallen sind, sollten die glei-

chen Kriterien gelten – wer sich selbst aufgrund 

seiner Positionen vom demokratischen Diskurs 

ausschließt, sollte gerade mit Rücksicht auf po-

tenziell Betroffene nicht auch noch Raum für sei-

ne Positionen bereitgestellt bekommen.

Ausschlüsse sollten allerdings stets inhalt-

lich, öffentlich und klar begründet werden. Ras-

sismus, Homosexuellenfeindlichkeit oder andere 

Formen der Diskriminierung sind allemal Grund 

genug, um Personen eines Raumes zu verweisen. 

In Veranstaltungen von Demokrat_innen sollte 

ein Klima hergestellt werden, das dafür sorgt, 

dass niemand aufgrund der tatsächlichen oder 

zugeschriebenen Herkunft, des Aussehens oder 

der sexuellen Identität und Orientierung diskri-

miniert wird. Wenn der Versuch, einen möglichst 

diskriminierungsfreien Raum bereitzustellen, 

durch das Auftreten und die Äußerungen von 

Rechtspopulist_innen oder Rechtsextremen ge-

stört wird, sind die Veranstalter_innen gefragt, 

von ihrem Hausrecht Gebrauch zu machen 

und die Mindeststandards durchzusetzen. Es 

ist möglich, bereits in der Einladung auf solche 

Standards hinzuweisen.

Bündnisse schließen und das Thema 
Rechtspopulismus auf die Agenda setzen
In ihren Partei- und Wahlprogrammen rich-

ten sich Rechtspopulist_innen gegen zahlrei-

che Gruppen in der Gesellschaft, zum Beispiel 

Migrant_innen, Feminist_innen, Erwerbslose 

oder Menschen, die sich für Umweltschutz en-

gagieren. Es ist sinnvoll, die Betroffenen dazu 

anzuregen, sich mit den Positionen von Rechts-

populist_innen zu den jeweiligen Themen ausei-

nanderzusetzen und klar Stellung zu beziehen. 

Vielen Menschen ist z.B. gar nicht bekannt, dass 

die AfD wissenschaftliche Erkenntnisse zum Kli-

mawandel in ihrem Programm bestreitet. In Be-

zug auf die Gleichberechtigung der Geschlechter 

und Gleichstellungspolitik (Gender Mainstre-

aming) beruft sich die AfD auf „naturgegebene 

Unterschiede zwischen den Geschlechtern“31 

und leitet daraus heteronormative, angeblich 

„natürliche“ Geschlechterverhältnis sowie aus-

schließlich auf die heterosexuelle Ehe bezoge-

ne Familienmodelle ab. Der diskriminierende 

Gehalt solcher Vorstellungen und Forderungen 

kann zusammen mit den Betroffenen und ihren 

Organisationen einem möglichst breiten, inter-

essierten Adressat_innenkreis bekannt gemacht 

werden.

In ihren Partei- 
und Wahlprogrammen 
richten sich Rechts-
populist_innen gegen 
zahlreiche Gruppen in 
der Gesellschaft, zum 
Beispiel Migrant_in-
nen, Feminist_innen, 
Erwerbslose oder Men-
schen, die sich für Um-
weltschutz engagieren.

31. 	� Vgl. das Grundsatzprogramm 

der AfD, a.a.O., S. 56 (unter 

der Überschrift  „Geschlech-

terquoten sind leistungs-

feindlich und ungerecht“).
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D ie konkrete Arbeit der AfD in Kommu-

nalvertretungen und Landesparlamen-

ten fällt regional höchst unterschiedlich aus. 

Einige übergreifende Tendenzen lassen sich 

allerdings feststellen. 

Die AfD nutzt dasjenige Repertoire, das be-

reits in der Vergangenheit bei rechtsextremen 

und rechtspopulistischen Parteien zu beobach-

ten war: Im Wissen um die zu erwartenden Reak-

tionen demokratischer Akteur_innen platzieren 

ihre Vertreter_innen gezielte Tabubrüche und 

Skandalisierungen, um sich danach als Opfer des 

„Altparteienkartells“, der „Meinungsdiktatur der 

Lügenpresse“, des „Tugendterrors der Gutmen-

schen“ usw. zu inszenieren.32 

Auch die Unfähigkeit und der Unwille zu 

konstruktiver parlamentarischer Tätigkeit wer-

den sichtbar: Viele AfD-Mandatsträger_innen 

sind nicht in der Lage, die Erfordernisse einer 

sachorientierten Parlamentsarbeit zu bewäl-

tigen. Entscheidend ist jedoch etwas anderes: 

Die AfD ist an einer konstruktiven Teilnahme 

an parlamentarischen Prozessen nur wenig 

interessiert. Vielmehr funktionalisiert sie die 

Parlamentsarbeit propagandistisch, wobei sie in 

hohem Maße und auf zunehmend professionel-

le Weise soziale Medien wie Facebook, Twitter 

und YouTube nutzt. Aber auch klassischer Me-

dien bedient sie sich, um Aufmerksamkeit für 

selbst inszenierte Skandale der AfD zu erregen. 

Aufschlussreich ist, wie viele AfD-Abgeordnete 

das Instrument der parlamentarischen Anfragen 

nutzen. Mitunter sollen durch das Stellen von 

Anfragen nur die für die Beantwortung zuständi-

gen Behörden überlastet werden.33 In vielen an-

deren Fällen will die AfD auch an Zahlenmaterial 

gelangen, mit dem rassistische Angst- und Neid-

kampagnen befeuert werden sollen. Typische 

Beispiele hierfür sind Anfragen, bei denen es um 

einen vermeintlichen Zusammenhang zwischen 

der Unterbringung Geflüchteter, einer erhöh-

ten Kriminalitätsentwicklung und finanziellen 

Problemen von Ländern und Kommunen geht. 

Eine andere häufige Vorgehensweise ist, den 

Fokus auf linke Militanz zu legen, rechtsextreme 

Bedrohungspotenziale jedoch auszublenden.34 

Parlamentarier_innen der AfD nutzen darüber 

hinaus oft aggressives Pöbeln als Form der Öf-

fentlichkeitsarbeit.35

Parallel dazu bemühen sich Abgeordnete 

und Fraktionen der AfD häufig jedoch auch um 

ein betont bürgerlich-seriöses und staatstragen-

des Auftreten. Das Image einer liberal-konser-

vativen, an pragmatischer politischer Mitgestal-

tung interessierten Oppositionspartei möchte 

ein Teil der AfD weiterhin pflegen. Vielfach wird 

versucht, Anliegen von Bürger_innen im Stile ei-

ner „Kümmerer-Partei“ aufzugreifen. Wie genau 

sich das Verhältnis zwischen der Strategie der 

ideologischen Provokation und des kalkulierten 

Tabubruchs auf der einen und der Strategie der 

III. Umgang mit Rechts
populismus im Parlament
Zwei Strategien des Rechtspopulismus

32. 	� Im Strategiepapier des 

AfD-Bundesvorstands „AfD 

– Manifest 2017“ heißt es 

dazu auf S. 10f.: „Die AfD 

muss […] ganz bewusst und 

ganz gezielt immer wieder 

politisch inkorrekt sein […] 

und auch vor sorgfältig ge-

planten Provokationen nicht 

zurückschrecken. […] Je ner-

vöser und je unfairer die Alt-

parteien auf Provokationen 

reagieren desto besser. Je 

mehr sie versuchen, die AfD 

wegen provokanter Worte 

oder Aktionen zu stigmatisie-

ren, desto positiver ist das für 

das Profil der AfD.“

33. 	� So beschäftigte die Frakti-

on der AfD im Sächsischen 

Landtag die sächsische 

Verwaltung mit einer 630 

Fragen umfassenden Gro-

ßen Anfrage, siehe Leipziger 

Volkszeitung: Sachsens AfD 

stellt 630 Fragen an die 

Landesregierung –  Häme 

im Netz, unter: http://www.

lvz.de/Mitteldeutschland/

News/Frauke-Petry-stellt-

630-Fragen-an-Sachsens-

Regierung-Haeme-im-Netz 

(Zugriff am 05.05.2017). 

Im SWR wird die AfD von 

den anderen Parteien dafür 

kritisiert, ihren „Informa-

tionsbedarf“ im Landtag 

von Baden-Württemberg 

als „Kampfinstrument“ zu 

nutzen, siehe unter: http://

www.swr.de/swraktuell/bw/

kleine-anfragen-der-afd/-/

id=1622/did=19110538/

nid=1622/10ahjre/ (Zugriff 

am 05.05.2017).

34. 	� So rügte der AfD-Abgeord-

nete Jan Wenzel Schmidt 

in einer parlamentarischen 

Anfrage im Landtag Sach-

sen-Anhalt die Landesregie-

rung für ihre „ideologisch 

bedingte Auslassung“ bei 

der Veröffentlichung der 
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bürgerlich-seriösen Selbstinszenierung auf der 

anderen Seite in den einzelnen Parlamenten und 

Gremien gestaltet, hängt von mehreren Fakto-

ren ab. Das Verhältnis der beiden Strategien 

wird insbesondere davon beeinflusst, wie sich 

die Auseinandersetzungen zwischen den einflus-

sreichen Personen und Fraktionen innerhalb der 

AfD entwickeln.

Wichtig ist aber, dass beide Strategien in-

einander greifen und genau das sollte von den 

demokratischen Akteur_innen erkannt und auf-

gedeckt werden.

In jedem Fall wird die AfD noch mehrere 

Jahre lang in den Parlamenten, in die sie be-

reits eingezogen ist, aktiv sein. Zudem ist es 

wahrscheinlich, dass sie in weitere Parlamente 

und kommunale Gremien einziehen wird. Sie 

erlangt dadurch Zugang zu Ausschüssen, erhält 

Fraktionsrechte und Einsicht in Unterlagen, 

hat Mitsprache- und Entscheidungsrechte, be-

kommt Zugriff auf öffentliche Gelder; sie sitzt 

in Verwaltungen, erhält Medienpräsenz und 

eigene Veröffentlichungsmöglichkeiten, Mitar-

beiter_innen-Stellen, Arbeitsmittel und anderes 

mehr. Mit solchen Ressourcen ist eine Versteti-

gung ihrer Aktivitäten innerhalb wie außerhalb 

des parlamentarischen Rahmens möglich – auch 

und gerade als parlamentarischer Arm der neuen 

Bewegung von rechts.

Folgenreich dürfte der Anspruch auf finan-

zielle Unterstützung AfD-naher politischer Stif-

tungen durch Mittel des Bundes sein, der in den 

nächsten Jahren wirksam wird. Dadurch könnte 

die AfD „freie“ Rechtsintellektuelle einbinden und 

ein entsprechendes Umfeld aufbauen. Außerdem 

ist zu erwarten, dass die AfD auch unabhängig 

von einer Stiftung eigene Medien und Vorfeldor-

ganisationen aufbauen wird – ihre Präsenz in Par-

lamenten verschafft der Partei die dazu erforder-

lichen finanziellen und personellen Ressourcen.

Strategien erkennen und nicht in 
die Falle tappen
Hinter der Kritik von Rechtspopulist_

innen an der bundesdeutschen Demo-

kratie steht oft der Wunsch nach deren 

Einschränkung oder Delegitimierung. 

Vordergründig wird mehr direkte De-

mokratie gefordert, zum Beispiel Volks-

entscheide auf Bundesebene oder eine Direkt-

wahl des Bundespräsidenten. Im Kern handelt es 

sich dabei aber um einen Angriff auf Grundpfeiler 

der Demokratie wie Gewaltenteilung, Minder-

heiten- und Menschenrechte sowie um den Ver-

such, Regierungshandeln gegenüber dem par-

lamentarischen Handeln zu stärken und damit 

die Kontrolle des Parlaments gegenüber der Re-

gierung zu schwächen. Entscheidungen, die sich 

über die Rechte von Minderheiten hinwegset-

zen, sind mit dem Grundgesetz nicht vereinbar. 

Dort sind unter anderem in den Artikeln I und 

III die Gleichwertigkeit aller Menschen und die 

Unveräußerlichkeit der Menschenrechte festge-

schrieben. Die Berücksichtigung der Interessen 

von Minderheiten und die Teilung der Gewal-

ten, die über deren Belange entscheiden, gehö-

ren zum Kern des Grundgesetzes und sind eine 

Lehre aus der deutschen Geschichte. Rechtspo-

pulist_innen wollen also Parlamente gerade dort 

schwächen, wo demokratische Grundrechte 

von Minderheiten oder sozial Schwächeren ge-

schützt werden. Diesen Zweck von Forderungen 

nach mehr direkter Demokratie sollten Abge-

ordnete bei ihrer parlamentarischen Auseinan-

dersetzung mit der AfD kennen.

Verbindungen von Rechtspopulist_innen 
zum Rechtsextremismus offenlegen 
Gibt es bei Rechtspopulist_innen Überschnei-

dungen und Verbindungen zur Neuen Rechten 

oder zu rechtsextremen Inhalten, etwa bei ein-

zelnen AfD-Abgeordneten oder parlamentari-

schen Mitarbeiter_innen, müssen diese offen-

polizeilichen Kriminalitäts-

statistik, ignorierte aber die 

Antwort der Landesregie-

rung, als diese erdrückende 

Zahlen zu rechtsmotivierter 

Gewalt enthielt, siehe Ste-

ven Geyer: Politische Kri-

minalität. AfD-Anfrage geht 

nach hinten los, unter: http://

www.mz-web.de/politik/po-

litische-kriminalitaet-afd-an-

frage-geht-nach-hinten-los- 

24675574 (Zugriff am 

05.05.2017).

35. 	� Fortgesetzte Verstöße von 

AfD-Abgeordneten gegen 

die Geschäftsordnungen 

unterschiedlicher Landes-

parlamente führten bereits 

mehrfach zu Sitzungsaus-

schlüssen, vgl. Spiegel On-

line: AfD-Abgeordneter muss 

nach Pöbeleien den Saal 

verlassen, unter: http://www.

spiegel.de/politik/deutsch-

land/thueringen-afd-abge-

ordneter-poebelt-im-land-

t a g - u n d - w i r d - d e s - s a a -

les-verwiesen-a-1093188.

html. Vgl. auch Hamburger 

Abendblatt: AfD-Politiker 

fliegt nach Merkel-Attacke 

aus der Bürgerschaft, un-

ter: http://www.abendblatt.

d e / h a m b u r g / ko m m u n a -

l e s /a r t i c l e 2 0 9 7 9 2 9 8 7 /

AfD-Politiker-beleidigt-Mer-

kel-und-fl iegt-aus-Buer-

gerschaft.html (Zugriff am 

05.05.2017).

In jedem Fall 
wird die AfD noch 
mehrere Jahre lang 
in den Parlamenten, 
in die sie bereits  
eingezogen ist,  
aktiv sein.
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gelegt und thematisiert werden. Dies 

gilt zunächst für einzelne Personen 

mit rechtsextremer Biografie oder 

mit nachweisbaren Verbindungen zur 

rechtsextremen Szene innerhalb der 

Partei und ihres parlamentarischen 

Apparats.36 Überschneidungen mit 

dem Rechtsextremismus gibt es auch 

bei programmatischen Aussagen und 

Wahlkampfparolen der AfD37, beim öffentlichen 

Auftreten und im Erscheinungsbild sowie in der 

Rhetorik ihrer Protagonist_innen.38 Dort, wo die 

Aussagen von Rechtspopulist_innen klar rassis-

tisch und/oder rechtsextrem sind, müssen Parla-

mentarier_innen deutlich widersprechen. Solche 

Äußerungen sind keine Zufälle oder Ausrut-

scher, sondern liegen in der Programmatik und 

Grundhaltung rechtspopulistischer Parteien be-

gründet und sind Teil ihrer Strategie. Menschen-

feindliche Positionen, die auch in der „Mitte der 

Gesellschaft“ vorhanden sind, werden aufge-

griffen und in rassistischer Weise verschärft, 

um so den gesellschaftlichen Diskurs insgesamt 

nach rechts zu verschieben. Dies begünstigt die 

Verbreitung rechtsextremer Positionen, stärkt 

rechtsextreme Akteur_innen und legitimiert de-

ren Taten.

Den Umgang mit der AfD überparteilich 
abstimmen
Damit demokratische Parteien oder Wähler_in-

nengemeinschaften sowohl angemessen reagie-

ren als auch ihre Kräfte gezielt einsetzen können, 

sollten sie sich miteinander über den Umgang mit 

der AfD verständigen. Der Konsens sollte mit so 

vielen Parteien wie möglich gesucht werden und 

sowohl inhaltlich entschieden als auch formal 

korrekt sein. Sinnvoll ist es, diejenigen Punkte 

schriftlich zu fixieren und öffentlich zu machen, 

in denen Konsens über die Auseinandersetzung 

mit der AfD besteht. Dabei ist einzukalkulieren, 

dass solche Verabredungen die rechtspopulis-

tische Rhetorik vom „Kartell der Altparteien“ 

befeuern werden. Um die eigenen Ressourcen 

effektiv einzusetzen, sollten einige der geziel-

ten Provokationen der AfD ggf. auch einmal ig-

noriert, jedoch rassistische und menschenver-

achtende Äußerungen sowie entsprechende 

parlamentarische Initiativen klar zurückgewie-

sen werden. Inhaltlich bedarf es gemeinsamer 

Sprach- und Diskussionsregeln der Abgeordne-

ten gegenüber der AfD: 

¬	�Wie genau argumentieren AfD-Abgeordnete im 

parlamentarischen Prozess? Mit welchen Begrif-

fen – etwa Rechtspopulismus, Rechtsextremismus 

oder Völkischer Nationalismus – soll die Agitation 

der AfD bezeichnet werden?

¬	�Wann sind Grenzen überschritten, und wie re-

agieren die Demokrat_innen darauf?

¬	�Soll mit AfD Vertreter_innen diskutiert werden? 

Wie und worüber sollte gegebenenfalls mit ihnen 

diskutiert werden?

¬	�Im formalen Umgang mit Rechtspopulismus gilt 

es zum Beispiel gemeinsam festzulegen:

	 · �Wer reagiert stellvertretend für alle? Wie wird mit 

der Teilnahme der AfD an bestimmten Gremien 

und bei öffentlichen Auftritten, mit ihren An-

trägen und ihrem Abstimmungsverhalten usw. 

umgegangen? Wo sollte sie ausgeschlossen oder 

nicht aufgenommen werden?

	 · �Wie wird mit Anfragen und Forderungen umge-

gangen?

Transparenz gegenüber den  
Wähler_innen herstellen
Gegenüber der Öffentlichkeit und den Wähler_

innen muss der Umgang mit Rechtspopulist_in-

nen wie der AfD erklärt und begründet werden. 

Dabei sollten Parteien darauf vorbereitet sein, 

auch ablehnende Reaktionen zu erhalten. In ei-

nem solchen Fall ist es wichtig, die eigene Hal-

tung zu bewahren und auch in öffentlichen De-

batten glaubhaft darzustellen.

36. 	� Solche Verbindungen gibt 

es zahlreiche. Verdeutlichen 

sollen das drei Beispiele: So 

erklärte der wegen früherer 

Mitgliedschaft in der rechts-

extremen German Defence 

League und rechtsextremen 

Facebook-Äußerungen um-

strittene AfD-Kandidat Kay 

Nerstheimer, der bei der 

Wahl zum Berliner Abgeord-

netenhaus in Berlin-Lichten-

berg eines der fünf Direkt-

mandate der AfD holte, am 

20.09.2016 seinen Verzicht 

auf die Mitgliedschaft in der 

AfD-Fraktion, verblieb aber 

in der Partei. Ein investigati-

ver Bericht über eine Konfe-

renz des neo-faschistischen 

italienischen Casa Pound 

macht ebenfalls Verflech-

tungen deutlich, siehe Sach-

sen-Anhalt Rechtsaußen: Zu 

Gast bei Faschisten, unter: 

https://lsa-rechtsaussen.

net/zu-gast-bei-faschis -

ten-konferenz/ (Zugriff am 

21.07.2017). Der Berliner 

Vorsitzende der AfD-Nach-

wuchsorganisation Junge 

Alternative, Thorsten Weiß, 

unterhält enge Verbindun-

gen zur rechtsextremen 

Identitären Bewegung, sie-

he Kai Biermann u.a.: Offen 

nach Rechtsaußen, unter: 

http://www.zeit.de/politik/

d e u t s c h l a n d / 2 0 1 6 - 0 9 /

a f d - b e r l i n - w a h l - a b g e -

o r d n e t e - a b g e o r d n e t e n -

haus-rechtspopulismus/sei-

te-2 (Zugriff am 05.05.2017).

37. 	� So spricht sich die Partei in 

ihrem Grundsatzprogramm, 

wie oben schon erwähnt, 

dafür aus, die „aktuelle 

Verengung“ der deutschen 

Wie genau 
argumentieren 
AfD-Abgeordnete im 
parlamentarischen 
Prozess? Mit wel-
chen Begriffen soll 
die Agitation der AfD 
bezeichnet werden?
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Konstruktiven Streit über  
Unterschiede führen
Rechtspopulistische Parteien wie die AfD bieten 

keine konstruktive Sachpolitik und keine tragfä-

hige Lösung für gesellschaftliche Probleme an. 

Vielmehr profitieren sie von einer Verschärfung 

gesellschaftlicher Spannungen, schüren Angst, 

verstärken Verunsicherung und Ausgrenzung. 

Rechtspopulistische Parteien sind erfolg-

reich, wenn andere Parteien keine inhaltlichen 

Kontroversen bieten und kein konstruktiver 

Streit um unterschiedliche Konzepte und Lö-

sungsideen erkennbar ist. Vielen Bürger_innen 

fällt es schwer, die programmatischen Unter-

schiede zwischen demokratischen Parteien zu 

erkennen und zu deuten. Die Attraktivität der 

vorgeblichen „Alternative“ für Deutschland steht 

und fällt mit der Attraktivität und Vitalität der 

demokratischen (Gegen-) Konzepte.

Mehrheiten klarstellen
Die überwiegende Mehrheit der bundesdeut-

schen Wahlberechtigten wählt die AfD nicht. 

Viele Menschen engagieren sich im Gegenteil in 

der Unterstützung Geflüchteter oder in sozialen 

Projekten. Die große Mehrheit der Menschen 

schätzt Errungenschaften wie Demokratie und 

Menschenrechte. Diese Mehrheiten zu benen-

nen und aus einer Position der Stärke heraus zu 

agieren, ist sowohl für die öffentliche Kommuni-

kation als auch für die Auseinandersetzung mit 

der AfD und der neuen Bewegung von rechts ge-

boten. 

Erinnerungskultur auf die 

Verbrechen des Nationalso-

zialismus zugunsten einer 

positiven, identitätsstiften-

den Geschichtsbetrachtung 

„aufzubrechen“, siehe Grund-

satzprogramm der AfD, a.a.O., 

S. 48 (unter der Überschrift 

„Kultur und Kunst von Ein-

flussnahme der Parteien be-

freien“). Wahlplakate der AfD 

zeigten wiederholt Parallelen 

zu denen der rechtsextremen 

NPD.

38. 	� Der AfD-Landesvorsitzende 

in Sachsen-Anhalt, André 

Poggenburg, nutzte in einer 

Weihnachtsbotschaft 2016 

zur Beschreibung „gemein-

samer Werte“ den Begriff 

der „Volksgemeinschaft“, also 

einen zentralen Ideologiebe-

griff des Nationalsozialismus, 

siehe David Begrich: Grüße 

an die Volksgemeinschaft. 

Die AfD in Sachsen-Anhalt im 

Vorwahlkampf, unter: http://

www.miteinander-ev.de/

index.php?page=103&mo-

daction=detail&modid=607 

(Zugriff am 21.07.2017). 

Die AfD-Bundesvorsitzen-

de Frauke Petry forderte 

in einem Interview mit der 

„Welt am Sonntag“ vom 

11.09.2016, den Begriff „völ-

kisch“, der ebenfalls eng mit 

der NS-Ideologie verknüpft 

ist, positiv zu besetzen, 

siehe unter: https://www.

welt .de/pol it ik/deutsch -

land/article158049092/

Petry-will-den-Begriff-voel-

kisch-positiv-besetzen.html 

(Zugriff am 05.05.2017). Der 

stellvertretende AfD-Bun-

desvorsitzende Björn Höcke 

äußerte in einer Rede am 

17.01.2017 in Dresden: 

„Mit der Bombardierung 

Dresdens und der anderen 

deutschen Städte wollte man 

nichts anderes als uns unsere 

kollektive Identität rauben. 

Man wollte uns mit Stumpf 

und Stiel vernichten, man 

wollte unsere Wurzeln roden. 

[…] Wir Deutschen […] sind 

das einzige Volk der Welt, das 

sich ein Denkmal der Schan-

de in das Herz seiner Haupt-

stadt gepflanzt hat.“ Gemeint 

war das Holocaust-Mahnmal 

in Berlin-Mitte, siehe unter: 

http://www.tagesspiegel.de/

politik/hoecke-rede-im-wort-

laut-weizsaeckers-rede-zum-

8-mai-1945-war-gegen-das-

eigene-volk/19273518-3.

html (Zugriff am 05.05.2017).

12,6 Prozent 
der Stimmberechtig-
ten haben bei der Bun-
destagswahl 2017 der 
AfD ihre Zweitstimme 
gegeben. Das bedeutet 
knapp sechs Millio-
nen Menschen haben 
ihr Kreuz bei der AfD 
gemacht.

12,2 %
Baden-

Württemberg

 12,4 %
Bayern

27 %
Sachsen

19,6 %
Sachsen- 

Anhalt

22,7 %
Thüringen

12 %
Berlin

10 %
Bremen

7,8 %
Hamburg

9,1 %
Niedersachsen

11,9 %
Hessen

10 %
Saarland

11,2 %
Rheinland- 

Pfalz

9,4 %
Nordrhein- 
Westfalen

8,2 %
Schleswig- 

Holstein 18,6 %
Mecklenburg- 
Vorpommern

20,2 %
Brandenburg
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R echtspopulist_innen argumentieren und 

verunglimpfen politische Verantwor-

tungsträger_innen pauschal als „die da oben“, 

„die Altparteien“ u.Ä. und beklagen die man-

gelnden Mitbestimmungsmöglichkeiten „der 

kleinen Leute“. 

Gerade die Kommune und das direkte Le-

bensumfeld der Menschen bieten aber ein gro-

ßes Gestaltungs- und Veränderungspotenzial 

für den_die Einzelne_n. Es liegt in der Macht der 

kommunalen Mandats- und Entscheidungsträ-

ger_innen, dieses Gestaltungspotenzial gemein-

sam mit den Bürger_innen zu nutzen und so der 

politischen Verantwortung vor Ort gerecht zu 

werden. So können Einzelpersonen und Grup-

pen ihre konkreten Interessen und Ideen aktiv 

einbringen und damit ihrerseits Verantwortung 

vor Ort übernehmen. Die Erfahrung von Selbst-

wirksamkeit in der Kommune kann dazu beitra-

gen, dass Rechtspopulist_innen ihre Handlungs-

räume entzogen werden.

IV.	Umgang mit Rechts
populismus in der Kommune
Verantwortung vor Ort übernehmen

Die Erfahrung 
von Selbstwirksam-
keit in der Kommune 
kann dazu beitra-
gen, dass Rechtspo-
pulist_innen ihre 
Handlungsräume 
entzogen werden. 
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Die Perspektive ändern: Wer soll er­
reicht werden?
Oft werden in der Auseinandersetzung mit 

Rechtsextremismus oder Rechtspopulismus 

diejenigen in den Fokus genommen, die bereits 

zum ideologisch gefestigten Kern der Mitglie-

der- und Anhänger_innenschaft gehören und an 

Aktivitäten entsprechender Parteien und Zu-

sammenschlüsse teilnehmen. Vergessen wird 

dabei häufig, dass es deutlich mehr Menschen 

gibt, die unentschlossen, zweifelnd oder schwan-

kend und deshalb eher passiv sind. Darüber hi-

naus gibt es einen großen Teil in der Bevölke-

rung, der sich positiv auf die Demokratie und die 

Menschenrechte bezieht und zu ihrer Verteidi-

gung mobilisiert werden kann. Die Frage, wie die 

Argumente gegen Rechtspopulismus eine mög-

lichst breite Öffentlichkeit erreichen, sollte eher 

im Vordergrund stehen als das argumentative 

Anrennen gegen ideologisch gefestigte Rechts-

populist_innen.

Regionale Unterschiede berücksichtigen
In einigen Regionen haben Rechtspopulist_in-

nen keine Berührungsängste gegenüber rechts-

extremen oder offen rassistischen Gruppen, in 

anderen Regionen grenzen sie sich hingegen zu-

mindest vorgeblich ab. In einigen Kommunen 

treten sie unbeholfen auf, in anderen professio-

nell. Auch lässt sich beobachten, dass die Prota-

gonist_innen etwa der AfD in einigen Regionen 

ausgesprochen höflich und in anderen eher un-

flätig und aggressiv in Erscheinung treten. In der 

Auseinandersetzung mit dem Rechtspopulismus 

sind diese regionalen Unterschiede zu berück-

sichtigen. Zur Unterstützung der eigenen Wahr-

nehmung und zur Entwicklung von Handlungs-

strategien ist es sinnvoll, regionale Fachrunden 

zu bilden, an denen Politiker_innen, Engagierte 

und gegebenenfalls Wissenschaftler_innen und 

Expert_innen der Mobilen Beratung teilnehmen, 

um Ideen und Konzepte den regionalen Gege-

benheiten anzupassen. 

Grundsätzlich gilt jedoch bei allen regiona-

len Unterschieden, dass die offensive, öffentli-

che Thematisierung von demokratiefeindlichen, 

sozialchauvinistischen oder rassistischen Posi-

tionen dazu beitragen kann, die Selbstinszenie-

rung der Rechtspopulist_innen als „die einzig 

wahre demokratische Alternative“ vor Ort in 

Frage zu stellen.

Die Frage, wie die Argumen-
te gegen Rechtspopulismus eine 
möglichst breite Öffentlichkeit 
erreichen, sollte im Vordergrund 
stehen.
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J ede Institution und jede Organisation 

sollte einen den jeweiligen Ressourcen 

entsprechenden eigenen Zugang zum Umgang 

mit Rechtspopulismus finden. 

Die Auseinandersetzung ist vor allem dann 

effektiv, wenn sie aus der Position der eigenen 

Stärke und Expertise geführt wird. Gruppen 

und Organisationen sollten sich fragen, wie die 

AfD zu den Kernthemen der eigenen Institution 

steht und daraus eigene Argumentationslinien 

entwickeln. So können sich Kirchengemeinden 

und -verbände fragen, was die AfD zur Nächs-

tenliebe und zur Unterstützung „der Schwachen“ 

sagt.39 Feministische Gruppen können sich mit 

den Aussagen zu Gender und zu Familienbildern 

der AfD beschäftigen; Gewerkschaften sollten 

die Folgen der Programme und Forderungen 

der AfD für Arbeitnehmer_innen untersuchen. 

Sozialverbände können sich dafür interessieren, 

welche Auswirkungen die Politik der AfD für 

Prekarisierte, Kinder und Jugendliche, Senior_

innen oder Menschen mit Behinderungen hätte.

Empathie als Ressource für eine friedli­
che Gesellschaft erkennen
Die aggressive Ablehnung von Geflüchteten 

und das Vertreten rechtspopulistischer Posi-

tionen gehen oft mit einem Verlust von Empa-

thie einher. Ohne diese Fähigkeit zum Mitge-

fühl ist jedoch eine solidarische Gesellschaft 

nicht möglich. Wenn wir den Verlust von Empa-

thie konstatieren, müssen wir über Formen und 

Ansätze frühkindlicher Bildung nachdenken und 

nach Versäumnissen in diesem Bereich fragen, 

denn Empathie ist eine Fähigkeit, die sich Kin-

der im Vorschul- und Grundschulalter aneignen. 

Ein erster Schritt kann die Unterstützung enga-

gierter, sich an den Menschenrechten orientie-

render Erzieher_innen und Lehrender sein, um 

diese in ihrer Arbeit für eine offene, vielfältige 

Gesellschaft zu stärken.

Menschenrechte als unveräußerlich 
kommunizieren
Die Anerkennung der Allgemeinen Menschen-

rechte ist im Artikel I des Grundgesetzes fest-

geschrieben und nicht verhandelbar. Es kann 

zum Beispiel keine Diskussion darüber geführt 

werden, ob Geflüchtete menschenwürdig un-

tergebracht werden sollen oder nicht, sondern 

lediglich darüber, wie eine menschenwürdige 

Unterbringung gestaltet werden kann.

V.	 Selbstvergewisserung  
und klare Grenzen
Aus einer Position der Stärke und der  
eigenen Expertise sprechen

Die Anerkennung der Allgemeinen Menschen-
rechte ist im Artikel I des Grundgesetzes festge-
schrieben und nicht verhandelbar.

39.  �Die Bundesarbeitsgemein-

schaft Kirche und Rechtsext-

remismus hat zu diesem The-

ma im Herbst 2016 unter dem 

Titel „Impulse für den Umgang 

mit Rechtspopulismus im 

kirchlichen Raum“ eine emp-

fehlenswerte Handreichung 

veröffentlicht, unter: http://

bagkr.de/wordpress/wp-con-

t e n t /u p l o a d s / 2 0 1 5 / 0 7 /

Broschu%CC%88re_BAG-

KR_2017_2.verbesserte-Auf-

lage_web.pdf (Zugriff am 

21.07.2017).
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S eit der Gründung der AfD im Jahr 2013 

sind verschiedene Publikationen, Studi-

en und Handreichungen erschienen, die sich 

mit der Partei, aber auch mit dem Phänomen 

des Rechtspopulismus und einer sozialen Be-

wegung von rechts auseinandersetzen. 

Im folgenden ersten Teil der Empfehlungen 

werden zunächst Handreichungen und Bro-

schüren für die praktische Auseinandersetzung 

vor Ort aufgeführt. Im zweiten Teil sind regio-

nale Analysen zur AfD und ihrem Umfeld von 

Mobilen Beratungsteams aus unterschiedlichen 

Bundesländern zusammengestellt, im dritten 

Teil schließlich wissenschaftliche Beiträge zu 

Hintergründen und Kontexten.

1. Handreichungen und Praxishilfen
¬ �Amadeu Antonio Stiftung (Hrsg.): Positionie-

ren. Konfrontieren. Streiten. Handlungsemp-

fehlungen zum Umgang mit der AfD.  2017

¬ �BAG Kirche und Rechtsextremismus u.a. 

(Hrsg.): Impulse für den Umgang mit Rechts-

populismus im kirchlichen Raum. Berlin: 2016.

¬ �Gäbler, Bernd: AfD und Medien. Analysen und 

Handreichungen (OBS-Arbeitsheft 92, Hrsg.: 

Otto-Brenner-Stiftung). Frankfurt/Main: 2017.

¬ �IG Metall-Vorstand (Hrsg.): Rechtspopulis-

mus entgegentreten. Strategien zum Umgang 

mit AfD, Pegida und Co. Arbeitsheft für Refe-

rent(inn)en der gewerkschaftlichen Bildungs-

arbeit. Frankfurt/Main: 2016.

¬ �Kulturbüro Sachsen (Hrsg.): Dialog? Dialog! 

– Reden. Mit wem und in welchem Rahmen. 

Handreichung zu Dialogveranstaltungen über 

die Themen Flucht und Asyl vor Ort für Initia-

tiven, Politik und Verwaltung. Dresden: 2016.

¬ �Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus 

Berlin, Verein für demokratische Kultur in 

Berlin (Hrsg.): Wi[e]der sprechen: Über die 

Auseinandersetzung mit der Alternative für 

Deutschland und die Notwendigkeit über De-

mokratie zu sprechen. Berlin: 2015.

¬ �Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus 

Nordrhein-Westfalen/Landesintegrations-

rat NRW: Mit Rechten streiten?! Zum Umgang 

mit rechtspopulistischen und rassistischen He-

rausforderungen. Münster: 2016.

¬ �Pro aktiv gegen rechts – Mobile Beratung in 

Bremen und Bremerhaven (Hrsg.): Hinter der 

Fassade! Rechtspopulistische Strategien und 

Argumentationsmuster. Bremen: 2014.

¬ �Weiterdenken e.V. (Hrsg.): Zur Sache! Was 

die AfD wirklich will. Dresden: 2017.

VI. Zum Weiterlesen
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2. Regionale Studien und Analysen  
Mobiler Beratungsteams
¬ �Aktionsbündnis Brandenburg gegen Ge-

walt, Rechtsextremismus und Fremden

feindlichkeit (Hrsg.): Die neue Partei am 

rechten Rand. Programm und Positionen der 

Alternative für Deutschland (AfD). Potsdam: 

2016

¬ �Antifaschistisches Pressearchiv und Bil-

dungszentrum Berlin/Mobile Beratung ge-

gen Rechtsextremismus Berlin (Hrsg.): 

Antritt von rechts. Ein Überblick über Wahlan-

tritte rechter Parteien zu den Berliner Wahlen 

im September 2016. Berlin: 2016.

¬ �ARUG/ZDB und WABE e.V.: Handreichung 

zum kommunalpolitischen Umgang mit der 

AfD in Niedersachsen. Wolfsburg/Verden (Al-

ler): 2017.

¬ �Miteinander e.V. (Hrsg.): Die AfD vor den 

Landtagswahlen. Magdeburg: 2016.

¬ �Miteinander e.V. (Hrsg.): Grüße an die Volks-

gemeinschaft. Die AfD in Sachsen-Anhalt im 

Vorwahlkampf. Magdeburg: 2016.

¬ �Miteinander e.V. (Hrsg.): Kulturkampf von 

rechts. Ein Jahr AfD im Landtag von Sach-

sen-Anhalt. Halle: 2017.

¬ �Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus 

NRW: Extrem rechte und rechtspopulistische 

Parteien in NRW. Analyse zum Wahlkampf und 

den Ergebnissen bei der Landtagswahl 2017. 

Wuppertal: 2017

¬ �Mobiles Beratungsteam Hessen: Neue Nach-

barn. Rechtspopulismus in Hessen. Kassel: 

2017.

¬ �mobim – Mobile Beratung im Regierungs-

bezirk Münster (2016): „Schwarz-rot-gold 

ist bunt genug“ – Die Alternative für Deutsch-

land im Regierungsbezirk Münster. Politische 

Positionen, Organisation und Auftreten einer 

rechtspopulistischen Partei. Münster: 2016.

3. Beiträge aus Wissenschaft und  
Publizistik
¬ �Bender, Justus: Was will die AfD? Eine Partei 

verändert Deutschland. München: 2017.

¬ �Correctiv.org (Hrsg.): Schwarzbuch AfD: Fak-

ten, Figuren, Hintergründe. Essen: 2017.

¬ �Deutscher Gewerkschaftsbund (Hrsg.): Mut 

zur Wahrheit? Entstehungskontext, Entwick-

lung und gesellschaftspolitische Positionen der 

„Alternative für Deutschland“. Hintergrundin-

formationen und Analysen erstellt vom For-

schungsschwerpunkt Rechtsextremismus/

Neonazismus der FH Düsseldorf. Berlin: 2014.

¬ �Friedrich-Ebert-Stiftung, Forum Berlin 

(Hrsg.): Die AfD. Partei des rechten Wutbür-

gertums am Scheideweg. Berlin: 2015.

¬ �Häusler, Alexander (Hrsg.): Die Alternative 

für Deutschland. Programmatik, Entwicklung 

und politische Verortung. Wiesbaden: 2016.

¬ �Heinrich Böll Stiftungsverband (Hrsg.): Pro-

grammatik, Themensetzung und politische 

Praxis der Partei „Alternative für Deutschland“ 

(AfD). Berlin: 2016.

¬ �Kemper, Andreas: Keimzelle der Nation? Fa-

milien- und geschlechterpolitische Positionen 

der AfD – eine Expertise. Berlin: 2014.



23

¬ �Molthagen, Dietmar (Hrsg.): Wut, Verachtung, 

Abwertung. Rechtspopulismus in Deutschland. 

Berlin: 2016.

¬ �Otto Brenner Stiftung (Hrsg.): OBS-Ar-

beitspapier Nr. 20: Die AfD vor den Landtags-

wahlen 2016 – Programme, Profile und Poten-

ziale, Frankfurt am Main: 2016.

¬ �Speit, Andreas: Bürgerliche Scharfmacher. 

Deutschlands neue rechte Mitte – von AfD bis 

Pegida. Zürich: 2016.

¬ �Sturm, Michael: „Erweiterte Geschichts

betrachtung“ – Die AfD und ihr Geschichts

verständnis. In: IDA-NRW (Hrsg.): Überblick 

1/2017. Auseinandersetzung mit Rechtspopu-

lismus in der historisch-politischen Bildungsar-

beit. Düsseldorf: 2017.

¬ �Weiß, Volker: Die autoritäre Revolte. Die 

Neue Rechte und der Untergang des Abend-

landes. Stuttgart: 2017.

¬ �Wildt, Michael: Volk, Volksgemeinschaft, AfD. 

Hamburg: 2017.
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M obile Beratungsteams unterstützen 

bundesweit Menschen, die sich vor 

Ort gegen Rechtsextremismus oder gegen Er-

scheinungsformen Gruppenbezogener Men-

schenfeindlichkeit engagieren wollen. 

Ziel der Mobilen Beratung ist die Stärkung einer 

demokratischen, an den Menschenrechten ori-

entierten politischen Kultur. Mobile Beratung 

widmet sich darüber hinaus auch Fragestellun-

gen, die sich aus neuen Entwicklungen in diesem 

Themenfeld ergeben. Dazu zählt unter anderem 

das Erstarken von rechtspopulistischen Zusam-

menschlüssen und Parteien.

Die Arbeit wird gefördert durch das Bun-

desprogramm „Demokratie leben!“ des Bundes-

ministeriums für Familie, Frauen, Senioren und 

Jugend sowie vielfach durch länderspezifische 

Projektförderung beziehungsweise im Rahmen 

der jeweiligen Landesprogramme.

Zu den Zielgruppen der Mobilen Beratungs-

teams zählen Einzelpersonen, Jugendeinrich-

tungen, Schulen, zivilgesellschaftliche Initiativen 

und Netzwerke, Politik und Verwaltung, Vereine, 

Gewerbetreibende und Verbände.

Unter Berücksichtigung der jeweiligen lo-

kalen Gegebenheiten und Ressourcen entwi-

ckeln die Mobilen Beratungsteams gemeinsam 

mit den Menschen vor Ort situationsbezogene 

Handlungsstrategien, bieten Fortbildungen an 

und begleiten die Umsetzung von Aktionsplänen 

und Sozialraumanalysen.

Die Mobilen Beratungsteams unterstützen 

auch Menschen bei Unsicherheiten im Umgang 

mit rechtspopulistischen Parteien und Positio-

nen. Sie bieten thematische Workshops, Semi-

nare und Fortbildungen an. Zudem können die 

Mobilen Beratungsteams gemeinsame Verstän-

digungsprozesse in der Auseinandersetzung mit 

Rechtspopulismus moderieren und begleiten. 

Dabei entwickeln sie die Lösungen stets in Au-

genhöhe mit den Menschen vor Ort und verste-

hen ihr Angebot als eine Hilfe zur Selbsthilfe.

Die im Bundesverband Mobile Beratung e.V. 

organisierten Mobilen Beratungsteams haben 

sich gemeinsamen Grundsätzen verpflichtet, 

die ausführlich im Papier „Mobile Beratung ge-

gen Rechtsextremismus. Inhaltliche und metho-

dische Grundsätze“40 beschrieben sind. Zentral 

sind für Mobile Beratung die Orientierung an 

den Menschenrechten und die Beachtung der 

Kontexte der Beratungsnehmer_innen und ihrer 

Fragestellungen.

Informationen zu weiteren Beratungsstruk-

turen finden sind auf dieser Webseite zu finden: 

https://www.demokratie-leben.de/programm-

partner/demokratiezentren.html. Hier sind die 

Angebote der „Demokratiezentren“ in den Bun-

desländern zusammengefasst. In der folgenden 

Aufstellung finden Sie die im Bundesverband 

Mobile Beratung e.V. vertretenen Mobilen Bera-

tungsteams:

VII. Die Mobilen Beratungs-
teams in den einzelnen  
Bundesländern

40.  �Siehe unter www.bundesver-

band-mobile-beratung.de die 

Webseite des Bundesverban-

des Mobile Beratung.
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Baden-Württemberg:
¬ �Fachstelle Mobile Beratung 

 	 Landesarbeitsgemeinschaft Offene Jugendbildung (LAGO) 

	 Siemensstraße 11 

	 70469 Stuttgart 

 	 beratungsnetzwerk@lago-bw.de 

 	 http://lago-bw.de/beratungsnetzwerk-gegen-rechtsextremismus.html 

 	 0711 – 89 69 15 23

Bayern:
¬ �Landeskoordinierungsstelle Bayern gegen Rechtsextremismus 

 	 Gemeinsame Webseite: www.lks-bayern.de 

¬ �Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus in Bayern 

Büro Nordost 

 	 Postfach 100926 

	 93009 Regensburg 

 	 mb-nordost@lks-bayern.de 

 	 0941 – 46528140

¬ �Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus in Bayern 

Büro Nordwest 

 	 Postfach 440112 

	 90206 Nürnberg 

 	 mb-nordwest@lks-bayern.de 

 	 0911 – 92300454 

¬ �Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus in Bayern 

Büro Süd 

 	 Postfach 11 40 

	 85552 Ebersberg 

 	 mb-sued@lks-bayern.de 

 	 080 92 – 2509955

Berlin:
¬ �Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus Berlin (MBR) 

Verein für demokratische Kultur in Berlin – Initiative für Urbane Demokratieentwicklung e.V.  

 	 Gleimstraße 31 

	 10437 Berlin 

 	 info@mbr-berlin.de 

 	 www.mbr-berlin.de 

 	 030 – 817 98 58 10
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Bremen:
¬ �Pro aktiv gegen Rechts 

Mobile Beratung in Bremen und Bremerhaven 

 	 Verein zur Förderung akzeptierender Jugendarbeit e.V. (VAJA) 

	 Bornstraße 14/15 

	 28195 Bremen 

 	 proaktiv@vaja-bremen.de 

 	 https://vaja-bremen.de/teams/pro-aktiv-gegen-rechts 

	 www.facebook.com/pro.aktiv.gegen.rechts 

 	 0421 – 96 03 84 93

Brandenburg:
¬ �demos 

Brandenburgisches Institut für Gemeinwesenberatung 

 	 Gemeinsame Webseite: www.big-demos.de

¬ �Mobiles Beratungsteam Angermünde 

 	 Berliner Straße 77 

	 16278 Angermünde 

 	 mbt-angermuende@BIG-demos.de 

 	 033 31– 29 99 80

¬ �Mobiles Beratungsteam Cottbus 

 	 Friedensplatz 6 

	 03051 Cottbus OT Gallinchen 

 	 mbt-cottbus@BIG-demos.de 

 	 0355 – 430 24 41

¬ �Mobiles Beratungsteam Frankfurt (Oder) 

 	 Postfach 1344 

	 15203 Frankfurt (Oder) 

 	 mbt-ff@BIG-demos.de 

 	 0335 – 500 96 64

¬ �Mobiles Beratungsteam Neuruppin 

 	 Brandenburgisches Institut für Gemeinwesenberatung 

	 Alt Ruppiner Allee 40 

	 16816 Neuruppin 

 	 mbt-neuruppin@BIG-demos.de 

 	 033 91 – 35 91 89
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¬ �Mobiles Beratungsteam Potsdam 

 	 Am Kanal 49 

	 14467 Potsdam 

 	 mbt-potsdam@BIG-demos.de 

 	 0331 – 505 88 83

¬ �Mobiles Beratungsteam Regionalbüro Trebbin 

 	 Bahnhofstraße 44 

	 14959 Trebbin 

 	 mbt-trebbin@BIG-demos.de 

 	 0337 – 31 329 09

Hamburg:
¬ �Mobiles Beratungsteam Hamburg gegen Rechtsextremismus 

 	 c/o Arbeit und Leben DGB/VHS Hamburg e.V. 

	 Besenbinderhof 60 

	 20097 Hamburg 

 	 mbt@hamburg.arbeitundleben.de 

 	 https://hamburg.arbeitundleben.de/pb/mbt 

 	 040 – 28 40 16-31, -61 und -68

Hessen:
¬ �MBT Hessen 

Mobiles Beratungsteam gegen Rechtsextremismus – für demokratische Kultur in Hessen e.V. 

 	 Richard-Roosen-Straße 11 

	 34123 Kassel 

 	 info@mbt-hessen.org 

 	 www.mbt-hessen.org 

 	 0561 – 861 67 66

Mecklenburg-Vorpommern:
 	� Gemeinsame Webseite: www.raa-mv.de/de/content/raa-regionalzentren-für-demokrati-

sche-kultur

¬ �Regionalzentrum für demokratische Kultur Vorpommern-Greifswald 

 	 c/o RAA Mecklenburg-Vorpommern e.V. 

	 Steinstraße 10 

	 17389 Anklam 

 	 vorpommern@raa-mv.de 

 	 03971 – 24 49 20
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¬ �Regionalzentrum für demokratische Kultur Westmecklenburg 

 	 c/o RAA Mecklenburg-Vorpommern e.V. 

	 Alexandrinenplatz 7 

	 19288 Ludwigslust 

 	 westmecklenburg@raa-mv.de 

 	 03874 – 57 02 20

Niedersachsen:
¬ �Regionalbüro Nord/Ost 

 	 c/o WABE e.V. 

	 Holzmarkt 15 

	 27283 Verden 

 	 rex@wabe-info.de 

 	 www.wabe-info.de 

 	 04231 – 67 62 22

¬ �Regionalbüro Nord/West 

 	 c/o IBIS – Interkulturelle Arbeitsstelle e.V. 

	 Klävemannstraße 16 

	 26122 Oldenburg 

 	 rex@ibis-ev.de 

 	 http://ibis-ev.de/de 

 	 0157 – 3288 3589

¬ �Regionalbüro Süd/Ost 

 	 c/o Zentrum Demokratische Bildung (ZDB) 

	 Heinrich-Nordhoff-Straße 73-77 

	 38440 Wolfsburg 

 	 rex@arug-zdb.de 

 	 www.arug-zdb.de 

 	 0152 – 0343 1429

Nordrhein-Westfalen:
 	 Gemeinsame Internetseite: www.mobile-beratung-nrw.de

¬ �Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus im Regierungsbezirk Arnsberg 

 	 c/o Amt für Jugendarbeit der EKvW 

	 Iserlohner Straße 25 

	 58239 Schwerte 

 	 netzwerk@afj-ekvw.de 

 	 www.mbr-arnsberg.de 

 	 023 04 – 755 190
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¬ �Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus im Regierungsbezirk Detmold 

 	 c/o Arbeit und Leben DGB/VHS im Kreis Herford 

	 Kreishausstraße 6a 

	 32051 Herford 

 	 info@mobile-beratung-owl.de 

 	 www.mobile-beratung-owl.de 

 	 052 21 – 17457-25

¬ �Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus im Regierungsbezirk Düsseldorf 

 	 c/o Wuppertaler Initiative für Demokratie und Toleranz e.V. 

	 Bendahler Straße 29 

	 42285 Wuppertal 

 	 mb@wuppertaler-initiative.de 

 	 www.wuppertaler-initiative.de/mobile-beratung-nrw 

 	 0202 – 56 32 809

¬ �Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus im Regierungsbezirk Köln 

 	 c/o NS-Dokumentationszentrum 

	 Info- und Bildungsstelle gegen Rechtsextremismus 

	 Appellhofplatz 23-25 

	 50667 Köln 

 	 ibs@stadt-koeln.de 

 	 www.mbr-koeln.de 

 	 0221 – 22 12 79 632

¬ �Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus im Regierungsbezirk Münster 

 	 c/o Geschichtsort Villa ten Hompel 

	 Kaiser-Wilhelm-Ring 28 

	 48145 Münster 

 	 kontakt@mobim.info 

 	 www.mobim.info 

 	 0251 – 49 27 109

Rheinland-Pfalz:
¬ �Bund der Deutschen Katholischen Jugend im Bistum Mainz 

Beratungsknoten Mainz/Rheinhessen/Nahe 

 	 beratungsknoten-mz@lsjv.rlp.de 

 	 0163 – 414 52 36

¬ �Buntes Trier – Beratungsknoten Trier/Eifel 

 	 beratungsknoten-tr@lsjv.rlp.de 

 	 www.buntes-trier.org 

 	 0651 – 99 18 92 25
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Saarland:
¬ �Landesweite lokale Fachberatungsstelle Rechtsextremismus 

 	 Adolf-Bender-Zentrum e.V. 

	 Gymnasialstraße 5 

	 66606 St. Wendel 

 	 joern.didas@adolf-bender.de 

	 uwe.albrecht@adolf-bender.de 

	 michael.gross@adolf-bender.de  

 	 http://www.adolfbender.de/index.php?id=413 

 	 068 51 – 80 82 79-4

Sachsen:
 	 Gemeinsame Internetseite: www.kulturbuero-sachsen.de

¬ �Mobiles Beratungsteam (MBT) – Regionalbüro Mitte-Ost 

 	 Kulturbüro Sachsen e.V. 

	 Bautzner Straße 20 

	 01099 Dresden 

 	 mbt.mitte-ost@kulturbuero-sachsen.de 

 	 035 01 – 810 696 80

¬ �Mobiles Beratungsteam (MBT) – Regionalbüro Nordwest 

 	 Kulturbüro Sachsen e.V. 

	 Hedwigstraße 20 

	 04135 Leipzig 

 	 mbt.nordwest@kulturbuero-sachsen.de 

 	 0341 – 25 66 8000

¬ �Mobiles Beratungsteam (MBT) – Regionalbüro Südwest 

 	 Kulturbüro Sachsen e.V. 

	 Henriettenstraße 5 

	 09112 Chemnitz 

 	 mbt.suedwest@kulturbuero-sachsen.de 

 	 0371 – 27 81 565
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Sachsen-Anhalt:
¬ �Mobiles Beratungsteam gegen Rechtsextremismus in Anhalt 

 	 Projekt GegenPart 

	 Alternatives Jugendzentrum Dessau e.V. 

	 Schlachthofstraße 25 

	 06844 Dessau-Roßlau 

 	 buero@projektgegenpart.org 

 	 0340 – 266 02 13

¬ �Regionales Beratungsteam Sachsen-Anhalt Mitte 

 	 Miteinander e.V. 

	 Erich-Weinert-Straße 30 

	 39104 Magdeburg 

 	 rbt.gs@miteinander-ev.de 

 	 www.miteinander-ev.de 

 	 0391 - 620 77 45

¬ �Regionales Beratungsteam Sachsen-Anhalt Nord 

 	 Miteinander e.V. 

	 Chüdenstraße 4 

	 29410 Salzwedel 

 	 rbt.rzn@miteinander-ev.de 

 	 www.miteinander-ev.de 

 	 039 01 – 305 99 62

¬ �Regionales Beratungsteam Sachsen-Anhalt Süd 

 	 Miteinander e.V. 

	 Platanenstraße 9 

	 06114 Halle 

 	 rbt.rzs@miteinander-ev.de 

 	 www.miteinander-ev.de 

 	 0345 – 523 72 14

¬ �Regionales Beratungsteam Süd-West 

 	 Freiwilligen-Agentur Halle-Saalkreis e.V. 

	 Leipziger Straße 37 

	 06108 Halle 

 	 rbt.sw@freiwilligen-agentur.de 

 	� www.freiwilligen-agentur.de/themen-und-projekte/engagement-fuer-vielfalt-und-demokra-

tie/regionales-beratungsteam-suedwest

 	 0345 – 69 49 21 80
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Schleswig-Holstein:
 	 Gemeinsame Internetseite: www.beranet-sh.de/index.php/regionale-beratungsteams.html

¬ �Regionales Beratungsteam Flensburg 

AWO Landesverband Schleswig-Holstein e.V. 

 	 Sibeliusweg 4 

	 24109 Kiel 

 	 rbt.flensburg@beranet-sh.de 

 	 0461 – 48 06 51 60

¬ �Regionales Beratungsteam Itzehoe 

AWO Landesverband Schleswig-Holstein e.V. 

 	 Sibeliusweg 4 

	 24109 Kiel 

 	 rbt.itzehoe@beranet-sh.de 

 	 048 21 – 77 96 012

¬ �Regionales Beratungsteam Kiel 

AWO Landesverband Schleswig-Holstein e.V. und Aktion Kinder- und  

Jugendschutz Schleswig-Holstein e.V. – Fachstelle für Prävention 

 	 Holtenauer Straße 238 

	 24106 Kiel 

 	 rbt.kiel@beranet-sh.de 

 	 0431 – 26 06 873

¬ �Regionales Beratungsteam Lübeck 

AWO Landesverband Schleswig-Holstein e.V. 

 	 Sibeliusweg 4 

	 24109 Kiel 

 	 rbt.luebeck@beranet-sh.de 

 	 0451 – 79 88 418

Thüringen:
¬ �Mobile Beratung in Thüringen 

Für Demokratie – Gegen Rechtsextremismus 

MOBIT e.V. 

 	 Schillerstraße 44 

	 99096 Erfurt 

 	 mail@mobit.org 

 	 www.mobit.org 

 	 0361 – 21 92 694
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Sitz des Bundesverbands ist Dresden. 

Hier erreichen Sie den Verein unter:

 	 Bundesverband Mobile Beratung e.V.

	 Bautzner Straße 45

	 01099 Dresden

 	 0351 – 500 54 16

 	 kontakt@bundesverband-mobile-beratung.de

Die vorliegende Publikation wurde vom Bundesverband Mobile Beratung e.V. in Kooperation mit der Mobilen 

Beratung gegen Rechtsextremismus Berlin und dem Kulturbüro Sachsen e.V. herausgegeben.
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1. Auflage, 2017

Die Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus Berlin ist ein Projekt des „Vereins für Demokratische Kul-

tur in Berlin e.V.“ (VDK) und wird gefördert im Rahmen des Landesprogramms „Demokratie.Vielfalt.Respekt. In 

Berlin – Gegen Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus“ der Senatsverwaltung für Justiz, Verbrau-

cherschutz und Antidiskriminierung sowie durch das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ des Bundesminis-

teriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend.

Das Kulturbüro Sachsen e.V. ist in Sachsen als Beratungs- und Bildungsträger seit 2001 etabliert und wird 

durch das Landesprogramm „Weltoffenes Sachsen“ des Staatsministeriums für Integration, Gleichstellung und 

Verbraucherschutz, durch das Landesjugendamt, das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ des Bundesmi-

nisteriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend sowie diverse Stiftungen gefördert.

Der Bundesverband Mobile Beratung e.V. wurde im Jahr 2014 als Dach- und Fachverband der Mobilen Be-

ratungsteams aller Bundesländer gegründet und wird gefördert durch das Bundesprogramm „Demokratie le-

ben!“ des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, durch die Bundesbeauftragte für 

Migration, Flüchtlinge und Integration sowie durch die Bundeszentrale für politische Bildung des Landes Nord-

rhein-Westfalen und die Stadt Münster.
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34

Urheberrechtliche Hinweise

© Copyright 2017 Bundesverband Mobile Beratung e.V. Alle Rechte vorbehalten. Diese Publi-

kation wird für nicht-kommerzielle Zwecke kostenlos zur Verfügung gestellt. Die Herausgeber_

innen behalten sich das Urheberrecht vor. Eine Weitergabe oder Vervielfältigung, auch in Tei-

len, ist nur nach ausdrücklicher schriftlicher Zustimmung der Herausgeber_innen gestattet. 

Darüber hinaus muss die Quelle korrekt angegeben und ein Belegexemplar zugeschickt werden. 

Haftungsausschluss

Die Hinweise in dieser Broschüre wurden nach bestem Wissen und Gewissen formuliert. Diese Hand-

reichung ersetzt keine individuelle (juristische) Beratung. Für die Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktu-

alität der Informationen übernehmen die Herausgeber_innen keine Gewähr.

 

Gender_Gap

Die Broschüre benutzt den Gender_Gap, um alle Geschlechter und Geschlechtsidentitäten darzustel-

len. Der Unterstrich stellt den Zwischenraum für alle Menschen dar, die sich in der Zwei-Geschlech-

terordnung nicht wiederfinden
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